Die grenzen 
der 

abdrucksfrei 



im 

zeitungswesen 




Hans Landsberg 
(of ?) 





J^arbarlJ Collrgr iLtbraru ■ 



FROM 




Digitized by Google 



! ^ 



Digitized by Google 



7i 7^2.^. ^ 



DIE GRENZEN 

DER 

ABDRUGKSFR£lflElT IM ZEITUNGSW£SEN 

DITEB BESONDERER BER0CK8ICHTI6UH6 

DER IMTERKÄTIOMLEÜ R£CUTäB£Zl£HDNGEN 



INAUGURAL-DISSERTATION 

ZUR 

ERLANGUNG DER JURISTISCHEN DOKTOR- 
WÜRDE DER RECHTS- UND STAATSWISSEN. 
SCHAFTUCHBN FAKULTÄT 

DER 

Albert- Ludwigs - Universität 

IN FREIBURG I. BR. 
VORGELEGT 

VOM 

HANS LANDSBERG, 

REFEKBNUAR TTDS CUARLOTTENBURG. 



BERLIN 
CARL HEYMANNS VERLAG 
1906 



Digitized by Google 



Harvara College Library 

DEC 11 1907 
From the Universi'y 



REFERENT: 

Herr Professor Dr. Alfred Schultze. 



SONDERABDRUCK AUS DER ZEITSCHRIFT 
.GSWBRSLICUER RSCHTSSCHOTZ UND UKUEBERRECHT'. 



Digitized by Google 



4 



Dem Andenken meiner Eltern* 



Digitized by Google 



Inhaltsangabe. 

Seite 

MnUiiunz 5 

I. Hauptteil: Allgemeines. 

1. Zeitungen und Zeitschriften. § i • ■ . 13 

2. Der § 18 und seine Kritik. § 2 ... 17 

II. Hauptteil: Einseiuntersuchungen. 



1. Ausarbeitungen wissenschaftlichen, tech 





nischen oder unterhaltenden Inhalts. § 3 


25 


2. 


Vermischte Nachrichten tatsächlichen 






Inhalts und Tagesneuigkeiten. § 4 • . 


34 


3. 




51 


4- 


Amtliche Schriften, Vorträge und Keden. 






s <*■■•• , 


57 


5. 




<>5 


6. 




68 


7 


Titel und Untertitel. \ <4 


70 



III. Hauptteil; Die tniemationalen Rechts- 

besiehungen. 

1. Die Berner Konvention. § 10 • . . ■ 7^ 

2. Die Sonderabkommen. 

a) Die Uebereinkflnfte mit Frankreich, 
Belgien und Italien. ^ ' • • ; • 

b) Die Uebereinkunft mit Oesterreich- 
Ungarn. §12 • ^3 

c) Die Uebereinkunft mit den Ver - 
einigten Staaten von Amerika. § 13 87 



n by Google 



Einleitung. 

Von jeher nahmen in dem Gebiete des Ur- 
heberrechts die Zeitungen eine Sonderstellung 
ein. Wenn man auch allgemein anerkannte, 
daß einem Schriftwerke lediglich deswegen, 
weil es in einer Zeitung erscheine, der ihm als 
geistigem Produkte zukommende urheberrecht- 
liche Schutz nicht abgesprochen werden dürfe, 
so war doch stets dem Abdrucke der Zeitungs- 
beiträge gegenüber eine gewisse Konnivenz 
üblich. Den Grund für diese sah man teils in 
der meist nur ephemeren Bedeutung des Zei- 
tungsinhalts, teils in dem Mangel an individuell 
geistigem Gepräge, der einen großen Teil der 
Zeitung kennzeichne, teils auch in dem berech- 
tigten Interesse der Allgemeinheit an schneller 
Kenntnisnahme wichtiger Tagesereignisse und 
endlich in den Wünschen vieler Zeitungsschrift- 
steller selbst, die in ihren Beiträgen enthaltenen 
Gedanken möglichst weit verbreitet zu sehen. 

Diese und ähnliche Erwägungen waren es 
auch, die sich dem Bestreben, den Grundsatz des 
allgemeinen Schutzes aller geistigen Erzeugnisse 
ausnahmslos auch auf den Zeitungsinhalt anzuwen- 
den, hindernd in den Weg stellten. Die eigen- 
artigen Verhältnisse des Zeitungswesens machen 
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die Durchbrecbungf des das Urheberrecht be- 
herrschenden Schatzprinzips notwendi^r. »Alle 
Zeitun^ren**, sagt ein Gutachten des Königlichen 
literarischen Sachverständigen-Vereins in rich- 
tiger Erkenntnis der Bedürfnisse des praktischen 
Zeitungsbetriebes, »auch die besten, leben zum 
Teil vom Abdruck aus anderen Zeitungen« 
Wollte ein Gesetz dies positiv verbieten, so 
• würde es die Zeitungen, diesen wichtigen Teil 
der Literatur, dieses Lebenselement der neueren 
Zeit g-eradezii vernichten, oder die Natur der 
Sache würde mäcbtig"er werden als das Gesetz." 

Der Mangel an bestimmten i^esetzitchen Vor- 
schniten und die damit verbundene Unsicherheit 
in der Rechtssprechung über die Grenzen der 
Abdrucksfreiheit im Zeitungswesen führten natur- 
gemäß zu den größten Mißständen. So trat an 
den Gesetzgeber die überaus schwierige-^ Aui- 
gäbe heran, für den Umfang des Rechtsschutzes 
im Zeitungswesen eine gesetzliche R^elung zu 
finden, die einerseits den urheberrechtlichen Be* 
fiignissen der Zeitungsschriftsteller, andererseits 
der publizistischen Natur der Zeitung gerecht 
würde. Nach den weniger bemerkenswerten 
Versuchen einiger Partikularstaaten 3), das Recht 

HeYDKMANN-D.amrACH, Die preußische Xaclidrucksgesetz- 
gebuog, Berlin 1863, Gutachten vom 14. April 1849, Seite 197. 

*) Verri. RÖTHLISBERGER, Das Urheberrecht an PreOerieug- 
nissen in dem Börsenblatt für den deutschen Buchhandel, Jahr- 
gang 1898 Nr. 122 Seite 4048 ff. 

■*) Vergl. die Zusaramenstelhingf der tlle ziiglichen Be- 
stimmungen bei OsTBRRJVTH, Der gewerbliche Rechtsschutz im 
Zeitangswesen in dem IT. Jahrgang der Zeitschrift «Gewerbt. 
Rechtsschutz ur i Urheberrecht-, Berlin 1897 Nr. 2 Seite 37. 
In Betracht kommt hiernach das sachsMn-cobttrg-gothaisdu 
Patent vom 18. September 1828, das den Wiederäbdruck poli- 
tischer Aufsätze für frei erklarte, ,wenn er rtir Bestätigen^ 
oder Widerlejjimg poHtischcr oder historischer Sätse dienfn 
soll- f§ 6 Abs. 2), ferner das Österreich ischt Patent von 1846, 
das die Aufnahme von »Aafeätsen and Gedichten usw. in Zeit* 
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an Zeitungsartikeln klarzulegen, fand die Materie 
eine ausführlichere Behandlung zuerst im Reichs- 
geseiee vom ii, Juni i8yo betreffend das Ur- 
heberrecht an Schriftwerken usw. Die Schwie- 
rigkeit der legislatorischen Aufgabe trat bei den 
parlamentarischen Kämpfen l) deutlich hervor. 

Der Gesetzentwurf vom 14. Februar 1870 
hatte in dem § 6 die Bestimmung enthalten: 

Als verbotener Nachdruck ist nicht an- 
zusehen: 

c) Der Abdruck von tatsächlichen Berichten 
(sog. Zeitungsnachrichten), Leitartikeln 
und Korrespondenz- Artikeln aus Zeit- 
schriften und anderen öffentlichen Blät- 
tern, vorausgesetzt, daß die Quelle deut- 
lich angegeben ist. 

Diese Vorschrift, die zwar das allgemeine 
urheberrechtliche Schutzprinzip in bestimmten 
Punkten auf Grund der Erwägung durchbricht, 
„es müsse das strenge Privatrecht des Autors 
den Bedürfnissen des allgemeinen literarischen 
Verkehrs und den aus der publizistischen Natur 

Schriften Oder periodische Blätter' unter der Bedinfjung ge- 
stattet, daO die Quelle ausdrücklich angegeben sei, und üaQ 
«lie entlehnten Autsätze im Laufe eines Jahres nicht mehr als 
zwei Druckbogen ausmachen (§ 5 b), endlich das bayerische 
Gesetz vom 15. April 1840, das Nachrichten, Auszüge, Aufsätze 
und Abhandlungen, welche in öffentlichen Blättern erscheinen, 
für schutzlos erklärt (Art. 2), und das neuere bayerische Gesetz 
von 1865, das den Abdruck von politischen Artikeln freigibt, 
andere Artikel nur dann schützt, wenn »der Urheber des Ar- 
tikels in der Zeitung selbst, in welcher der Artikel erschienen 
war, förmlich erklärt hatte, daO er den Abdruck untersage" 
und auch für den erlaubten Abdruck stets Quellenangabe vor- 
schreibt (Art. 9). 

1) Vergl. Wächter, Das Autorrecht nach dem gemeinen 
deutschen Recht, Stuttgart 1875 § 8 Anm. 2; Dambach, Die 
Gesetzgebung des Nor«ldeutschen Bundes usw.. Berlin 1871 
Seite 85 ff. ; Klosthrmann, Das Urheberrecht an Schrift- und 
Kunstwerken usw., Berlin i876Seite53; Scheblb, Das deutsche 
Urheberrecht, Leipzig 1892 Seite 50. 
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der Zeitungen sich ergebenden Konsequensen 
weichen** 1), die aber doch den Grundsatz der 
GleichsteUungr der Zoittingsarttkci mit anderen 
schuGsCähigen Geisteserzeugnissen als Regel er- 
kennen läOt, erlitt im Laufe der parlamentari- 
schen Verhandlungen erhebliche Abänderungen» 
Das Rpcht des Urhebers trat hinter den publi- 
zistischen Rücksichten und den Rucksiclitp.n auf 
die Bedürfnisse des literarischen Verkehrs immer 
mehr zurück, und der Schutz des Zeitungsinhalts 
erschien bald nicht als Regel, sondern als Aus- 
nahme von der allgemein zugestandenen Ab- 
drucksfreiheit. 2) Das Gesetz vom 1 1 . Juni 1870 
brachte in dem § 7 folgende endgültige Fassung 
der zu regelnden Materie: 

Als Nachdruck ist nicht anzusehen: 
b) Der Abdruck einzelner Artikel aus Zeit- 
sdiriften und anderen (^ffentUchen Blattern 
mit Ausnahme von novellistischen Erzeug- 
nissen und wissenschaftlichen Ausarbei- 
tungen sowie von sonstigen größeren 
Mitteilungen! sofern an der Spitze der 
letzteren der Abdruck untersagt isL 

In Anbetracht der durchaus billigenswerten 
Grundsätze, welche bezüglich der Grenzen der 
Abdrucksfreiheit im Zeitungswesen die Wissen- 
schaft^ und die Praxis^) entwickelt hatten, muO 
die Bestimmung des g 7 des Gesetzes vom 
II« Juni 1870 vom Standpunkte des Urheber- 

1) Motive Seite 34. 

2) Vergl. hierüber OSTBRRIBTH a. a. O. Seite 38. 

JOLL,Y, Die jLehre des Nachdruckes nach den Beschlüssen 
des Deotschen Bandes, BeUa^ehefit tum Archiv fBr sivilistbcbe 

Prav^s !':,ind 35, Heideibers: 1S5J Seife icx> FT.; WÄCHTER, Das 
Verlagsrecht, Stuttgart 1857 Seite 174 tf.; KLOSlliKMANN, Das 
geistige Eigeotitm, Berlin 1867 Seite 155 ff. 

*) HEYOBMAim • Dambach a. a. O. Seite XVni, Seite 173 
bis 30O. 
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rechts aus als ein Rückschritt bezeichnet wer- 
den. Sie machte den gröOten Teil der Zeitung 
zum Freigut und gab damit die Rechte der Ur- 
heber schutzlos der Ausbeutung preis, die sich 
unter dem Deckmantel der unklaren Fassung 
des Paragraphen zu einem wohldurchbildeten 
PlQnderungssystem gewissenlosester Art ent- 
wickeln konnte, 

Eine Abänderung der geltenden Vorschriften 
und die Verstärkung des Schutzes der Tages- 
presse schien diesen MiOständen gegenüber 
dringend geboten, umsomebr, als es galt, die 
deutsche Gesetzgebung^ nicht länj^er in Rück- 
stand hinter der internationalen Rechtsentwirk- 
lunt^ zu lassen, die durch die Bestimmung 
des Artikels 7 der sog^. Berner Konvention 
(Uebereinkunft betreffend die Bildung eines 
internationalen Verbandes zum Schutze von 
Werken der Literatur und Kunst vom Sep- 
tember i8S6'^\y später abgeändert durch die 
J'ariser Zuaaizakte vom 4. Mai jSqöJ^ 3) 
in der Anerkennung des Urheberrechts an 
Zeitung Partikeln das deutsche Recht überflügelt 
hatte. 

Der hohe Wert eines entwickelten inter- 
nationalen Rechtsschutzes gerade för das Zei- 
tungswesen ist unverkennbar. Das Interesse 
des Zeitungslesers erstreckt sich nicht nur bis 

*) Vergl. Beiträgt Mum Urhcberrtchtx Leipzitj 1896 Seite 08, 
^9 zu § 7 b : .Diesen Absatz hflit der AvsschuO für einen der 
bedsnklichsten des ganzen Gesetrf?, woil daiiiit i-in aus 
gedehnter Unfujj getrieben wird. Va ciiiu^ghclu die Exi.-vtenz 
einer grofien Anzahl von groOen, kleinen und kleinsten Zeitun- 
gen, die lediglich von Raub und PlQnderung anderer Blätter 
leben. Je grflndlicher das kUnfti^^e detett diesem Uniog steuern 
kann^ einen um so hesst^rcn Diru^t wikI m den Volke und 
dem ehrenhaften Geschäftsbetrieb leisten." 
^ Reiclisgesetsblatt 18S7 Seite 493 ff. 
*) ReichsgeseUbUitt 1897 Seite 759 ff. 
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zu den Grenzen des eueren Kreises, es wendet 
sich gleich lebhaft auch allen den Ereignissen 

ZU) die sich in der Ferne auf der groflen BQhne 
des Welttbeaters abspielen. Die Bedeutung 
einer Zeitung endet nicht in dem Erscheinungs- 
ort, nicht in dem Erscheinungsland. Die Preß- 
erzei^iusse sind bestimmt, in die weite Welt 
hinaus zu wandern, und haben ein wohlbegrün- 
detes Recht darauf, daß sie nicht außerhalb des 
Vaterlandr-s .ils vogelfrei gelten und schutzlos 
jeder unlir rechtigten Verwertung preisgegeben 
sind. Su erklärt sich die Notwendigkeit, eine 
Abhandlung über die Grenzen der Abdrucks- 
freiheit im Zeitungswesen nicht auf das interne 
Recht zu beschränken, sondern auch den inter- 
nntioii.il« n Rechtsbeziehungen eine ihrer Bedeu- 
Lung entsprechende Berücksichtigung zu teil 
werden zu lassen. 

Im Hinblick auf die kosmopolitische Stellung 
der Zeitung war es durchaus zweckdienlich, die 
Neugestaltung des Rechtes an Zeitungsartikeln 
möglichst den för das Bemer Verbandsland auf* 
gestellten Normen anzupassen. Der §17 des im 
Sommer 1899 vom Reichsjustizamt den Bundes- 
regierungen zur Beurteilung zugestellten Urheber* 
gesetzcntwurfes bestimmte: 

Als Nachdruck ist es nicht anzusehen, 
wenn ohne wesentliche Aenderung des In- 
halts: 

1. aus Zeitungen oder aus Zeitschriften 

tatsächliche Mitteilungen abgedruckt 
werden, die zu den Ta'^e-snrinVkriten 
oder vermischten Narhrirluen gehören; 

2. aus Zeitungen einzelne Artikel abge- 
druckt werden, die nicht mit dem Ver- 
bote des Nachdrucks oder einem all- 
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gemeinen Vorbehalte der Rechte ver- 
sehen sind. 

Wer nach Maßgabe dieser Vorschriften 
den Abdruck bewirkt, hat die Quelle deut* 
lieh anzugeben. 

Der Abdruck von Ausarbeitungen wissen* 
schaftlichen, technischen oder unterhaltenden 
Inhalts ist in jedem Falle unzulässig. 

Wie der ganze Entwurf, so rief auch der 
§17 eine lebhafte öffentliche Kritik hervor. 
Die kritischen Bemerkungen bieten teilweise 
schätzenswertes Material zur Auslegung der end« 
gültigen gesetzlichen Fixierungen und werden 
an gegebenem Orte Beachtung finden. 

Unter Verwertung dieses kritischen Mate- 
rials, aber doch in wesentlicher AufrechterhaU 
tung des Entwurfs brachte die am 8. Dezember 
1900 ^gleichzeitig mit einer Begründung dem 
Reichstage \()rgelegte Regierungsvorlage^) in 
ihrem § 18 die Vurschrift: 

Als Nachdruck ist fs nirlu anzusehen, 
wenn aus Zeitnnoc-n ( inzelne Artikel ab- 
getl ruckt werden, die nicht mit einem Vor- 
belialtr der Rechte versehen sind; dies gilt 
jedoch nur, wenn die Wiedergabe sinngetreu 
erfolgt. Der Abdruck von Ausarbeitungen 
wissenschaftlichen, technischen oder unter- 

'J Fischer, Zur Neurrgelung des Nachdrucks- und Verlags- 
rechts im Zf-itungswesen in der Festgabe für WiLKE, Berlin 
1900 Seite 61 it.; Vtrhatt (Hungen des auOerordentlichen Aus* 
Schusses für Uthobcr- und Verlagsrecht, Beilaji^e zu Nr. J75 des 
Börsenblattes für den deutschen Buchhandel, Leipzig, Jahrgang 

1899 Seite 11—13; Traumann, Der Entwurf des neuen Urhelier- 
rechtsjteseues und die öffentliche Kritik in der Zeitschrift Ge- 
werbKcher Rechtschnts und Urheberrecht 5. Jahrgang^, Berlin 

1900 Seite 86, sowie die dort angefuhrte Literatur. 

^ Reichstagsverhandluagen la Legislatur-l'eriode IL Ses- 
sion Attlagcband i. Nr. 97 dar DrucKtachen Seite ff. (Be- 
CrQndung sm § i8)r 
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halteadea Inhalts Ut, auch wenn ein Vor* 
behalt der Rechte fehlt, unzulässig. 

Vermischte Nachrichten tatsächlichen In- 
halts und Tagesneuigkeiten dürfen aus Zei- 
tungen oder Zeitschriften stets abgedruckt 
werden. 

Wer auf Grund des Abs. i, 2 den Ab- 
druck \-on Schriftwerken bewirkt, hat die 
Quelle deutlich anzugeben. 

Die Regierungsvorlage wurde in erster 
Lesung ^) an eine Kommission von 21 Mit- 
gliedern (XI. Kommission) überwiesen, welche 
sich sehr eingehend mit dem Umfang der Ab- 
drucksfreiheit im Zeitungswesen beschäftigte. 
Der Bericht der XI. Kommission^) und seine 
Kritik 3) werden deshalb mehrfach in den Kreis 
unserer Betrachtun pj^en 7ai ziehen sein. Ueberaus 
ausführliche Beratungen^) hatten schHeülich fol- 
gende in das Reichsgeseiz betreffend das Ur- 
heberrecht an Werken der Literatur und 
Tonkunst vom tg. Juni ipoi aufgenommene 
Fassung zum Ergebnis: 

§ f8. 

Zulässig ist der Abdruck einzelner Artikel 
aus Zeitungen, soweit die Artikel nicht mit 
«inem Vorbehalte der Rechte versehen sind, 
jedoch ist nur ein Abdruck gestattet, durch 
den der Sinn nicht entstellt wird. Bei dem 
Abdruck ist die Quelle deutlich anzugeben. 



') Relchstajfsve.rhandlungen lo. I.cjr.-Per. II. Scss. stenofjr. 
BericJite Band l Seite 5.wA. 537 D, 5*5 B» 549 C, 552 C, 559 

»> ReichstagsTerhandlutifen 10. Legr..Pcr. IL Se«8. Anlage- 
band II Dt .v k iclicn Nr. 214. 

3) UsTEKRiEiH, Die Urheherrechtsvorla|fe und die Be- 
schlösse der II. Reichstags- Kommission, Berlin 190t Sote ioff> 

^) Stenosr. Berichte «. a* O. Seite 9174 fL, «435» «44'* 
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Der Abdruck von Ausarbeitungen vvissen- 
schaftliclien , technischen oder unterhaltenden 
Inhalts ist, auch wenn ein Vorbehalt der Rechte 



Vermischte Nachrichten tatsächlichen Inhalts 
und Tagesneuigkeiten dürfen aus Zeitungen 
oder Zeitschriften stets abgedruckt werden. 

I. Hauptteil: Allgemeines. . , 

1. Zeitungen and Zeitschriften. 

§». 

Unter Zeitungen im \n eiteren, auch Zeit» 
Schriften mitumfassenden Sinne versteht man 
periodische, d. h. in gewissen Zeitabständen er- 
scheinende Schriften, die aus mehreren, nicht 
zusammenhängenden, nach bestimmten Gesichts- 
punkten geordneten Beiträjren bestehen und 
ihrem Zwecke nach für das lesende PuV)likum 
bestimmt sind. Zu den Zeitungen im Sinne des 
Gest-izes m hr.iren sonach nicht die sog. Zei- 
iufigskorre.^ponde7i2eti ^ gleichfalls periodisch er- 
scheinende Schriften manni^farhen Inhalts, die 
bekto-, litho-, metallo-, authograpiucrt, oft aber 
auch in Drin ktorm, an die Zeitungen als re- 
daktionelle Beiträge gesendet werden. Für 
diese sind, solange die einzelnen Artikel nicht 
in eigentlichen Zeitungen veröffentlicht sind, die 
allgemeinen Bestimmungen des Urheberrechts 
maßgebend. 1) 

Der § i8 macht einen Unterschied zwischen 

1) KlosthkmAnn, Das Urliebprrecht an Sclirift- und Kunst- 
werken USW., Beriin 1Ö76 Seite 56 i U ACHTER, Das Autorrecht 
nach dem i^emeinen deutteben Reelit, Stuttg^ 1875 Seite %%\ 
Ali.feli), Kommentar zu den Gesetzen vom iQ. Juni iqoi, 
München 1902 Seite 164 Nr. 12, vergl. auch § 13 des l'reö- 
getetce*. 



fehlt, unzulässig. 
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„Zeitungen" und ^Zeitschriften" insofern, als die 
Bestimmung des Abs. i sich nur auf Zeitungen, 
nicht auch auf Zeitschriften bezieht. Die oben 
geg^ebene Definition der Zeitung gilt in ihrer 
aligemeinen Fassung auch für die Zeitschrift. 
Was die Unterscheidung dieser beiden Schrift- 
arten betrifft, so sieht das Gesetz selbst von 
der Aufstellung eines Unterscheidungsrnt^rlvmales 
ab. Eine begrifflich scharfe Präzisierung des 
XJnterschicdcs begegnet auch giüijea Schwierig- 
keiten. Dies trat deutlich schon bei den Ver- 
handlongfeii des auOerordentlichea Ausschusses 
über § 17 des Gesetzeatwurfes hervor. Daiidb^) 
memte zunScbst, «die Begriffe Zeitungen und 
Zeitschrifteo seien eigendich juristisch festge- 
stellt: sie decken sich im allgemeinen mit ,täg- 
lich und periodisch erscheinenden Blättern^**. 
Mit Recht wurde demgegenüber betont, daß es 
Zeitschriften gäbe, die täglich^), Zeitungen, die 
• periodisch 3) erschienen. Daudb de6niert dann: 
M Unter Zeitung versteht man gemeinhin ein 
Blatt, welches politische und sonstige Tages- 
neuigkeiten tagtäglich zur Kenntnis des Publi- 
kums bring^j die Zeitschriften bring'en dag^eg^en 
Autsätze usw., bei denen durchaus nicht nötig 
ist, daü sie zu einem bestimmten Tage erschei- 
nen: sie tragen gegenüber den Zeitungen einen 
ruhigeren und stabileren Charakter und sollen 
nicht dem augenblicklichen Bedürfnis des Tages 
dienen."*) 

Diese Unterscheidung wird nicht der bedeut- 
samen Entwicklung gerecht, die das ZeitungS- 

1) Verhandlung^en tum Urhebergfesetrentwurf Seite \». 
') Z. B. das Börsenblatt für den deutschen Buchhandel. 
*) Wochenaasgaben groOer Zeituogeil. Man d«nke ttwh 
a. fi. an die Berliner Montnga'filätter. 
f) Verhandlnngen 
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Wesen, besonders in den letzten Jahrzehnten, 
genommen hat. Die moderne Zeitung ist nicht 
mehr lediglich Trägerin von Tagesnettigkeiten 
ist nicht ^ein bestimmt, dem augenblicklichea 
Bedürfiiisse des l'ages zu dienen, sondern ent- 
hält viele Beiträge von bleibendem Werte, der* 
hinter dem der Zeitscbriftenbeiträge in keiner 
Weise zurücksteht.^) Andererseits lehrt ein 
BlidL in Zeitschriften^), daO auch diese vieles 
bringen, was ein nur ephemeres Interesse be- 
anspruchen kann, daO die Bedeutung manches 
Artikels so aktuell ist, daO sein Erscheinen an 
einem bestimmten Tage durchaus nötig ist. 
Gegen die Ansicht Daudes spricht auch das 
Gesetz selbst, wenn es im 3. Abs. des § 18 
hestimmt, daß vermischte Nachrichten tatsäch- 
lich('n Inhalts und Tag^esneuii^kritf^n aus Zeitun- 
grn oder Zeitschrilten stets abgedruckt werden 
können, auch Zeitschriften also als Trägerinnen 
von Tagesneuigkeiten hinstellt. Aus diesen Er- 
wägungen vermögen wir uns auch nicht den 
Ausfuhrungen Allfelds*^ anzuschließen, der 
ähnlich wie Dalde den Unterschied darin sieht, 
daO „die Zeitungen dem augenblicklichen Be- 
dürlnisse des Tages nach Neuigkeiten und über- 
sichtlicher gemeinverständlicher Schilderung der 
Zeitlage, besonders auf dem politischen Gebiete, 
dienen, während die Zeitschriften auf dieses 
wechselnde BedOrfnis weniger Rücksicht nehmen, 
sondern in ihren Aufsätzen vorwi^end Fragen 
von bleibendem Interesse behandeln".^) 

*) Vcrgl. KOWLRR, AatorrfchtürliP Stn'l:<-n in: Archiv flir 
die livll. Praxis Band 85, neue Folge Band 35 Seite 449. 

Z. B. die D. Juristen Zettaii{ od«r der .Mtaanvcflftg*. 
*) A. a. O. Seite im Nr. 4. 

«) AehnKeh »neh KuHirBiiBiCK, Du Urheberrecht und de« 
Vorlagsreehtt Leipsif 1901 Seit« 199 Nr. 9. 
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Mehr aus der Praxis geschöpft scheint uns 

das von Voigtländer i) aufgestellte Untcr^ 
Scheidungsmerkmal zu sein. Er meinl: »Zeitun- 
gen bezwecken die unbegrenBiB Erörterung und 
den Nachrichtendienst des gesamten öffentlichen 
Lebens, insbesondere der Staats- und Gemeinde- 
angelegenheiten, Zeitschriften pflegen begrenzt 
die Erörterung eines bestimmten Gebietes." In 
der Tat sieht die Auffassung des Verkehres in 
jedem Fachblatte eine Zeitschrift, auch wenn es 
den Titel einer Zeitung führt. Die Lehrerzeitung, 
die Deutsche Juristen-Zeitung, die Schneider-, 
Fleischer-, Schuhmacher- usw. Zeitung gilt als 
Zeitschrift, nicht als Zeitung. Das VoiGTLÄNDER- 
sche Kriterium wird darum in vielen Fällen die 
Unterordnung eines Blattes unter die Rubrik 
der Zeitungen oder Zeitschriften ermöglichen^ 
als allgemein zutreffend kann es aber nicht er- 
achtet werden. Gibt es doch zweifellos perio- 
disch erscheinende Schriften, die sich nach der 
Auffassung des Verkehrs als Zeitschriften cha* 
rakterisieren, aber doch ihren Inhalt keineswegs 
auf ein bestimmtes Wissensgebiet begrenzen 
(man denke an die „Zukunft**), vielmehr die 
«unbegrenzte Erörterung des gesamten öffent- 
lichen Lebens" pflegen (man denke an große 
politische Zeitschriften). Auch gehört der Nach- 
richtendienst, wie das Beispiel des „Tatj^" zeigt, 
durchaus nicht zum notwendigen Inhalt einer 
Zeitung. 

Wir wollen davon absehen, die Versuche 
einer begrifflichen Trennung der Zeitschriften 
und Zeitungen um noch einen zu vrrmehren. 
Das Leben, das im Hervorbringen neuer Spiel- 

1) Urheber- und Verlagsrecht, Leipzig 1901 ßeite 53 A. a; 
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arten unerschöpflich ist, würde doch bald seine 
Unhaltbarkeit beweisen. Der Sprachgebrauch 
und die Verkehrsanscbauuog werden ia zweifel- 
haften Fällen das Urteil sprechen, und es ist 
in keiner Weise zu befurchten, daß aus dem 
Mangel einer bestimmten Definition der Praxis 
Miohelligkeiten erwachsen werden,^) Daß Bro- 
schfiren, -luch wenn sie periodisch ausgegeben 
werden, nicht Zeitschriften im Sinne des Ge- 
setzes sind, bedarf keiner weiteren Ausführung, 
dage;,^rn Spricht schon der Umstand, daü sie 
im Buchhandel erscheinen. 

Zu einer Zeitung gehören auch sämtliche 
Beiblätter, auch die Extrablätter-); wissen- 
schaftliche Beilagen (juristische, medizinische 
Rundschauen usw.), mögen sie auch gesondert 
betrachtet sich ihrem ganzen Wesen nach als 
Zeitschriften charakterisieren, gehören dennoch 
stets zu dem Zeitungsinbalt und haben auf den 
erhöhten Schutz der Zeitschriftenbeiträge keinen 
Anspruch. 

2. Der § 18 und seine Kritik. 

§ 2. 

Sedes materiae für die Grenzen der Ab- 
drucksfreiheit im Zeitungswesen ist, wie wir 
schon in der Einleitung hervorhoben, der eben- 
dort im Wortlaut mitgeteilte § 1 8 des Urheber- 
rechtsgesetzes. Dieser unterscheidet drei Klassen 

^) Vergl. FüLD, Urheberrecht an Zeitungsartikeln in den 
Beiträg^en zur Erl. des dt. Rechts 47. Jahrgang, Berlin IQ03 
Seite .^64/65; MrCTBLSTlDT und HiLLIG, Das Verlagsrecht, 
Leipzig 1901 Bern, i zu § 41 ; MÜLLBR, Das deutsche Urheber- 
and Verlagsrecht, München looi Seite 75; Stbnglbin, Die 
strafrechtlichen Nebengesetze des Deutschen Reiches, III. Aufl. 
1903 Berlin, Seite 144; SiNAUBR, Das fireschUtzte Schriftwerk» 
Erlangen Inaug.-Diss.» Nürnberg 1904 Seite 19. 

') Entscheidunp^en des Reichsgerichts in Strafsachen, Band III 
Seite 653, ebenso Allfxld a. a. O. Seite 160 oben. 
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iroQ Beiträgea oder ^Artikeln*'! wie es in der 
Sprache des Joumalismns heißt. 

Ukbedingi gesckuizi (Abs. 2) siod die Aas- 
'arbeittmgen wissenschaftlichen« technischen oder 
unterhaltenden Inhalts. Ihr Abdruck ist unzu- 
lässigr^ auch wenn der Vorbehalt der Rechte 
fehlt. 

Unbedingt fr$tg€ge6e7i (Abs. 3) sind ver- 
mischte Nachrichten tatsächlichen Inhalts und 
Tagesneuigkeiten. Diese dürfen stets abge- 
druckt werden. Der Vorbehalt «i^r Rechte nutzt 
nichts. QueIlenaD£^abe ist beim Abdruck nicht 
erforderlich. 

Beding ;^esrhf7fsf (Abs. i) sind alle sonsti- 
gen „einzelaea Artikel". Ihr Abdruck ist zu- 
lässig, soweit sie nicht mit einem Vorbehalte 
der Rechte versehen sind. Jedoch ist nur ein 
Abdruck gestattet, durch den der Sinn nicht 
entstellt wird. Auch muß bei dem Abdruck die 
Quelle deudich angegeben werden. 

Die Freigabe der vermischten Nachrichten 
tatsächlichen Inhalts und der Tagesneuigkeiten 
bezieht sich auf Zeitungen und Zeitschriften in 
gleicher Weise, Der Abdruck diozehier Artikel 
im Sinne des Abs. i des § 18 ist aber nur aus 
Zettun^en gestattet Zeitschriftenbeiträge ge- 
nieOen, von der mitgeteilten Ausnahme abge- 
sehen, vollen urheberrechtlichen Schutz. 

Der S 18 läßt den Wunsch des Gesetz- 
gebers, zwischen entgegengesetzten Interessen 
den Ausgleich herzustellen, deutlich erkennen. 
Wie es das Schicksal fast aller KompromiO- 
Gesetze ist, die Gegensätze, die sie zu über- 
brücken suchen, nicht zu mindern, sondern zu 
verschärfen, so haben auch die Vorschriften 
des neuen Urheberrechtsgesetzes über den 
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Schutz der einzelnen Zeitungsbeiträge i) mehr 
Unzufriedenheit als Zustimmung erweckt. E3 
knöpft sich auch bereits an den § 18 und seine 
Reform eine in Anbetracht der kurzen Dauer 
seines Bestehens auffallend reichhaltige Lite- 
ratur. 



1) Die Zeitung als Ganse» ist als Sammelwerk im Sinne 
des § 4 geschützt. Es heiOt dort: 

Besteht ein Werk aus den getrennten Beiträgen 
mehrerer (Sammelwerk), so wird filr das Werk als 
Ganzes der Herausgeber als Urheber angesehen, Ist 
ein solcher nicht genannt, so gilt der Verleger als 
Herausgeber. 

Nach dem früheren Urheberrechtsgesetz genoO die Zeitung 
als Ganzes keinen besonderen Schutz. Der § a des Gesetzes 
vom II. Juni 1870 erkannte ein besonderes Urheberrecht an 
einem Sammelwerke nur dann an, wenn das aus getrennten 
Beiträgen mehrerer bestehende Werk ein einheitliches Ganses 
bildete. Dieses Erfordernis wurde durch die Zeitungen nicht 
erfüllt. Man nahm an, daß ein Herausgeber oder Redakteur, 
dessen Arbeit lediglich in dem Sichten oder Ordnen der ein- 
zelnen Beiträge bestehe, keine Autortätigkeit entfalte (vergl. 
Dambach, Gesetzgebung Seite 28; WAchter, a. a. O. Seite 73 
bei Anm. 28). Schon Klosterm.^nn (Das geistige Eigentum 
a. a. O. Seite 155 ff.) wies darauf hin, daß die Tätigkeit des 
Redakteurs eine des Urheberschutzes durchaus würdige 
Schöpfung darstelle, „Eine Zeitung", führt er treffend aus, 
«welche die sämtlichen Tagesereignisse aus den verschiedenen 
Ländern berichtet und zu diesem Zwecke die Nachrichten aus 
den verschiedenen auswärtigen Blättern und aus eigenen Kor- 
respondenzen sammelt und sichtet und mit räsonnierenden 
Artikeln begleitet, ist in ihrem ganzen Bestände ein unzweifel- 
haftes Geistesprodukt, und es ist möglich, daß in einzelnen 
Fällen eine Nummer eines großen Journals ebenso viel Geist 
und Kritik und originale Arbeit enthält als eines der Dutzend- 
Lehrbücher vaterländischer Geographie oder Geschichte." 

Das neue Urheberrechtsgesetz läßt das Erfordernis des 
einheitlichen Ganzen fallen. »Auch wo diese Einheitlichkeit 
fehlt", erklären die Motive (Seite 16), .wie bei Zeitungen und 
Zeitschriften, entfaltet der Herausgeber durch die Prüfung, 
Auswahl und Durchsicht der Beiträge und die Anordnung des 
Ganzen eine Tätigkeit, welche die Gewährung eines Urheber- 
schutzes rechtfertigt." 

Das Urheberrecht an der Zeitung als Ganzem steht dem 
Herausgeber, nach der Zeitungssprache dem Redakteur zu. 
Es ist ein nur abgeleitetes, kein ursprüngliches Recht. (Ebenso 
MÜLLER a. a. O Seite 30; vergl. auch Voigtländkr a. a. O. 
Seite 51; unrichtig ist unseres Erachtens die entgegengesetzte 
Ansicht Kuhlbnhbcks a. a. O. Seite 86/87.) 
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Reformvorschläg-e erscheinen uns einem jun- 
jren, noch entwickiungslähigen Gesetze gegen- 
über verfrüht. Wir sehen unsere Autgabe auch 
nicht in der Kritik der greltenden Bestimmungen, 
sondern in ihrer Auslegung. Diese allerdings 
bemühen wir uns, möglichst den Bedürfnissen 
des praktischen Zeitungsbetriebes anzupassen, 
von der Ueberzeugung getragen, daü die wieder- 
holt hervorgehobene Unzulänglichkeit des Ge- 
setzes weniger durch dieses selbst als seine oft 
wenig zweckdienliche Handhabung in der Praxis 
be^ündet ist 

Es muO zugestanden werden, daO die Unter- 
scheidung zwischen Ausarbeitungen wissenschaft- 
lichen, technischen oder unterhaltenden Inhalts 
einerseits, vermischten Nachrichten tatsächlichen 
Inhalts und Tagesneuigkeiten andererseits und 
drittens den sonstigen einzelnen Artikeln keines- 
wegs eine glückliche ist. Sie operiert mit Be- 
griffen, die in ihrem Wesen unklar, in ihren 
Grenzen fließend sind, entbehrt fast gänzlich 
der rechtshistoriscben Durchbildung und hat so 
einf^ auÜerordentliclje Unsicherheit in das Zei- 
tungswesen irebracht. Resondere Schwierigkeit 
macht die Abgrenzung der ireigegebenen ver- 
mischten Nachrichten tatsächliclien Inhalts und 
Tagcsiieuigkeiten — eine Uebersetzung der Aus- 
drücke „faits divers" und „nouvelles du jour" 
der Berner Konvention — vun den geschützten 
Ausarbeitungen. Ein Fall, der sich in gleicher 

1) n< r Hegritf der Ausarbeltiingfn ist auch, der von der 
Kritik ium Ausgangspunkte der Angrilfe auf die Fassung des 
% |8 geinaclit wird. 

Mi£L.&X («Beraer Uebereinkui^ft, Urheberrecht und Pretse" 
in der Zehac&lft .Der Zeitungsvcriaj,'- VI. Jabr^an^ Nr. aa/aj 
S. 542 fr., Nr. 25 S. 608 ff., Hannover 1005) schlag;t vor, aen 
sKauUchukbegriff'* der Aiisnrlx itungen, .der in einem Urheber« 
getetse g«r keine Berechtigung hat" (S. 544), sit beaettigea und 
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oder ähnlicher Form unzahlige Male im Zeitung"S- 
betriebe ereignet, möge als Beispiel für die 
durch die unklare Fassung des § i8 hervor» 
gerufenen Mißstände dienen. 

Schreibt da jemand über eine alltägliche 
Beobachtung aus dem Familienleben der Storche 
20 Zeilen, die er von einer Zeitung mit i — 2 M. 
reichlich bezahlt bekommt Zwanzig andere 
Zeitungen drucken die Notiz mit Quellenangabe 
ab. Durch eines der vielen literarischen Bu- 
reauX) die es sich zur Aufgabe machen, jedem 
vermeintlichen Eingriffe in das Urheberrecht 
nachzuspüren, erhält der Verfasser von dem 
20 fachen Wiederabdrucke Kenntnis. Sofort 
wendet er sich an die Redaktionen der be- 
treffenden 20 Zeitungen und verlangt von jeder 
das Honorar, das er von der Originalzeitung 
erhalten hat. Die Zeitun^^t n verweigern die 
Zahlung mit der Begründung, es handle sich 
um eine vermischte Nachricht tatsächlichen In- 
halts, die stets abgedruckt werden dürfe; über 
den gesetzlichen Zwang hinaus hätten sie durch 
Quellenangabe ihrer publizistischen Anstands- 
pflicht genügt. „Das hat gar keine Bedeutung'', 

will an die Ste!l«* c]pr .Ausarbeitungen wisscnschaftllrlien, tech- 
niscbeD oder unterhaltenden Inhalts" den Ausdruck: »belle- 
triatiache und feuilletonistiüche Erzeu^^nisse, sowie Aufsätze 
'wissenschaftlichen, technischen und fachlichen Inhalts", an Stelle 
der .vermischten Nachrichten tatsächlichen Inhalts und Tage«- 
neuigkeiten- den Ausdruck .kane Nachrichtea tateftchliciien 
Inbaits" £e«et>t wissen. 

Wir sind der Ansicht, dafl mit einer Uin]t«9ta1tttnsf des Ge- 
setzes in fli'.r MiELKB girwün-^chten Richtung gar nic'it^ fdr 
die Praxis gewonnen wäre. Es handelte »ich nur um eine Aen- 
derung der Fragestellunjg;. Zunächst kommt es nicht auf die 

Sluantität, die Länj^c. <j<ftT Kürze, sondi'rn lediglich die Qualität 
es Zeitungsbeitrags an. Sudan n i%t nicht einzusehen, weshalb 
der gleichfalls sehr dehnbare Begriff des „feuilletonlstisdien 
Erzeugnisses* und des «Aufsatzes" in seiner Abgrenzung von 
den Nachrichten tatsächlicher Art der Praxis geringere Schwie- 
rigkelten bieten sollte als der Begriff der «Ausarbeitangea*. 
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lautet die Antwort „Es bandelt sich um eine 
Ausarbeitung zoologisch • wissenscbaftlichen In- 
halts.** Die Zeitungen schreiben zurQck, von 
einer wissenschaftlichen Ausarbeitung könne gar 
keine Rede sein, es fehle an der Ordnung des 
Stoffes nach bestimmten wissenschaftlichen Prin- 
zipien. Das sei nicht notig, wird erwidert» 
überdies stelle sich das „Feuilleton** eventuell 
auch als Ausarbeitung unterhaltenden Inhalts 
dar; wenn die Zeitung nicht umgehend das ver- 
langte Honorar einsende, ergäbe sich die Not- 
wendigkeit eines Strafantrages wegen Nach- 
dnirks. Die Zeitungen, der vielen Schreiberei 
müde, wollen we^en des g;enngfügigen Objekts 
keine Scherereien haben und zahlen. So wird 
denn infolge der herrschenden Rechtsunsicher- 
heit für eine Schnurre ohne jegliche literarische 
Bedeutung ein Preis erzielt, der zu ihrem Werte 
im schreiendsten Mißverhältnisse steht. Es wird 
ein Erpressu?igssysiem großgezogen, aul das 
schon vielfach hingewiesen ist^), und das doch 
wegen der Besorgnis des meist nicht genügend 
reditskundigen Redakteurs vor strafrechtlicher 
Verfolgung immer mehr um sich greift 

Allerdings tritt Bestrafung nur bei vorsais- 
Itekem^ ohne Einwilligung des Berechtigten be- 
wirktem Nachdrucke ein, d. h. sie ist nur dann 
zulässig, wenn sich der Nachdruckende sowohl 
der ausschlieOlichen Befugnis des Urbebers als 
auch dessen bewufit war, daß seine Handlung 
in dem gegebenen Falle die Rechte des Ur- 



1) VergL Ortloff» Zeitungs- und Zeitschriften-Urheber- und 
Verlafftreefet in der ZeitBchrift .Gewerblicher Rechtsschnts und 

IVhebL-rrccht', Berlin 1902, 7. Jahrg. N'i . 10 Seite 303; HANAUER, 
Der § 18 lies Urhebergesetzes uod seine Ketorm io den Annalen 
des Deutschen Reichs, MOnchea 1905 Nr. » Seite 155; MlBLXE 
a. a. O. Nr« 25 Seite 607. 
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hebe^rs verletzt. Doch ist die Praxis bezüglich 
der Anwendbarkeit des § 59 des Strafgesetz- 
buchs sehr schwankend und hat wiederholt 
entschieden, daO der Irrtum Ober die Klassi- 
fizierung eines Zeitunprsartikels als Irrtum über 
eine Rechtsnorm den Vorsatz nicht ausschließe. 
Auch sind keine Garantien dafür vorhanden, 
daß sich nicht die Fahrlässigkeit durch das 
Hinterpförtchen des „dolus eventualib ' in die 
Strafnormen des Urheberrechts einschleicht. Die 
geschilderten Zustaudc, die sich als eine Folge 
der Unklarheit der im § 18 aufgestellten Be- 
griffe darstellen, können im Interesse einer er- 
sprießlichen Entwicklung des Zeitungswesens 
kemeswegs als gesunde bezeichnet werden. Es 
darf jedoch den gegen das Gesetz gerichteten 
Vorwörfen gegenüber nicht vergessen werden, 
daß es besser ist, Rechtsbegriffe, die noch nicht 
die wissenschaftliche und praktische Probe be- 
standen haben, dehnbar za lassen, als sie fest 
zu begrenzen und ihnen so die Anpassungs- 
fähigkeit an die konkreten Fälle des praktischen 
Lebens zu nehmen. 

In dem § i des Urheberrechtsgesetzes 
heißt es: 

„Nach Maßgabe dieses Gesetzes werden 

geschützt: 

I, die Urheber von Schriftwerken . . .* 

Der Begriff des Schriftwerkes ist nicht de- 
finiert, und der Gesetzgeber tat gut daran, 
lieber die Gefahr einer unsicheren- Rechts- 
sprechung in der ersten Zeit in Kauf zu neh- 
men, als diesem Begriffe durch Kasuistik die 
Lebensfähigkeit zu rauben. Ebenso erscheint 



^) Vergl. Hahausr bcite 152. 
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«ins auch die Grundlage, die der § x8 för den 
Umfang der Abdrucksfreiheit im Zeitungswesen 
gibt, mag sie auch noch so schwankend sein, 
nicht derart minderwertig, daO es unmöglich 
wäre, sie durch Festigung zu einem brauch- 
baren Fundamente zu gestalten. Eine Rechts- 
sprechung, die es sich mehr, als es bisher ge- 
schehen ist, zur Aufc^ahp macht, in objektiver 
Abwägung der gegenseitigen Interessen und 
unter Berücksichtigung der praktischen Bedürf- 
nisse des Zeitungsbetriebes zu entscheiden, ist 
berufen, an die Stelle der Unsicherheit eine feste 
Uebung treten zu lassen. 

Wir halten es für verfrüht, wenn H/\XAUER*) 
meint, „die Klassifizierung der Zeiiuno srn tikel 
nach ihrem literarischen Wert und danach, ob 
sie mehr Nachrichten oder Ausarbeitungen dar- 
stellten, habe sich als gänzlich verfehlt heraus- 
gestellt".^) Wir halten es fQr durchaus unaus* 
fbhrbar, wenn er weiter 3) vorschlägt, „es müsse 
jedes inners Unterscheidungsmittel aufgegeben 
werden, und die Differenzierung, ob eine Arbeit 
als eine geschützte zu betrachten sei oder nicht, 
dürfe nur nach einem äufleren, leicht erkenn- 
baren Merkmale erfolgen". 

Wie sehr es auch angebracht ist, in zweifel- 
haften Fällen durch einen äufleren Hinweis die 
Aufmerksamkeit des Redakteurs auf die Folgen 
eines etwaigen Nachdrucks zu lenken, so ist 
doch die Differenzierung lediglich nach äußeren 



') A. a. O. Seite 15J. 

*) Gegen eine Reform des „Zeitungsparag^raphen" snricht 
sich auch Füi-u in einem unter dem Titel: „Soll der § 18 di^s 
Urheberrechtsgesetzes abgeändert werden?" in der Zeitschrift 
fllr {i^ewerblichefi Rechtsschutz und Urheberrecht (Jahrgang 10 
Nr. 10 S. 33617.) erschienenen Aafsatce ans. 
Ebenda. 
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Merkmalen mit dem Geiste des Urheberrechts 
unverebbar. Geschützt werden können nur 
solche Schriftwerke, an denen nacJl ihrem 
Wesen ein Urheberrecht möglicht ist Nicki 
der WiUe des Urbebers, sondern die Be» 
schaffenhaU des geistigen Produkts macht ein 
Werk schutzfähig oder nicht, oder um ein 
KoHLERsches Wort zu gebrauchen: «Nur was 
zum Autorschutze geboren ist, kann durch einen 
Zusatz des Nachdrucksverbotes zum Autorrechte 
gekoren werden."*) Wohl kann der Gesetzgeber 
die allgemeine Regel des Schutzes aller Schrift- 
werke mit individuell geistigem Gepräge aus 
bestimmten, praktischen Gesichtspunkten durch- 
brechen, es kann :iber nie ein Urheberf^-csctz 
die Bestimmiint^ enthalten, dal^ dt!r freie Ent- 
schluß des Verfassers einem Werke urheber- 
rechtlichen Schutz verleiht, an dem, wie es bei 
vielen Zeitungbbeiträgen der Fall ist, ein Ur- 
heberrecht begrifflich unmöglich ist. Anderer- 
seits Ware es ein wohl kaum zu billigendes b2r- 
gebnis, wenn ein au sicli schutzfähiger und ge- 
schützter Artikel lediglich deshalb zum Freigute 
werden sollte, weil durch Versehen der Re- 
daktion oder Druckerei ein Vermerk des Vor- 
behalts der Rechte fehlt. 

IL Eaupttall: Elmselantersnoliniigen« 

L Ausarbeitungen wissenschaftlichen, tech- 
nischen oder unterhaltenden Inhalts. 

§ 3. 

Nach § t8 Absatz 2 ist der Abdruck von 
Ausarbeitungen wissenschaftUcben, technischen 

>) KOHUtB, Das Aatorreclit in iHBRiKQt Jahrbflchern 
18. Bkud, neue Folge 6w Band Sdte 906. 
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oder uaterhalte&den Inhalts, auch wenn ein Vor- 
behalt der Rechte fehlt, unzulfissig. . Es handelt 
sich hier um solche Artikel, die den literarisch 
wertvollsten Inhalt der Zeitung ausmachen, die 
ihrer BescbafTenheit wegen keineswegs eine nur 
ephemere Bedeutung besitzen, auch nicht der 
Gegenstand publizistischer Interessen sind, viel- 
mehr infolge schöpferischer Ideenverbindung 
und künstlerischer Gestaltung vollen Anspruch 
auf den allen „Schriftwerken** gewährten Ur- 
heberschutz haben. 

Durch die Bestimmung des § i8 Absatz 2 
sind die Grenzen der Abdrucksfreiheit Im 
Zeitungswesen dem früheren Rechte gegenüber 
wesentlich enger gezogen worden. Nach § 7 
lit b des Gesetzes vom 11. Juni 1870 waren 
unbedingt geschützt nur „wissenschaftliche Aus- 
arbeitungen" und „novellistische Erzeugnisse**. 
Zunächst ist der Ausdruck: „Ausarbeitung^en 
v/!ssenschaftlichen Inhalts'' begrifflich weiter als 
der: „wissenschaftliche Ausarbeitungen". So- 
dann aber wird \ or allem durch die Ausdehnung 
des Schutzes der novellistischen Erzeugnisse auf 
alle Ausarbeitungen unterhaltenden Inhalts dem 
Preßpiratentume, das sich zur Geltungszeit des 
früheren Rechts die gröbsten Eingriffe in fremde 
Rechtssphären erlauben durfte, wirksam ent- 
gegen getreten. 

Der Kreis der „novellistischen Erzeugnisse" 
war sehr eng. Das Reichsgericht verstand 
darunter eine „erzählende Prosadichtung". Die 
Praxis des preußischen literarischen Sacbver- 



Entscheidungen des Reictitgericbti in Stnftachen Band 15 
Seite to, Band 19 Seile too. 
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ständigeüvereines^) detmierte die Novelle als 
„eine zu Unterhaltun^szwecken verfaßte Erzäh- 
lung selbst geschaffenen, ertundenen, bzw. er- 
dichteten Inhalts^* und im Anschlüsse daran die 
novellistischen Erzeugnisse als solche, die „zwar 
keine eigentlichen Novellea sind, aber mit den- 
selben auf gleicher Stufe stehen und die wesent« 
tichen Kriterien derselben an sich tragen**. 
Kleinere Pettilletonplaudereien, Witze» Scherze^ 
Anekdoten, Aphorismen, nach mehrfach ver- 
tretener Ansicht auch Gedichte, waren Freigut. 

Wie freudig man auch die Erweiterung des 
Rechts an Zeitungsartikeln aus Grflnden der 
Gerechtigkeit begrüßen muO, so dringend ist 
vor einer Ueberspannung des Begriffs der Aus- 
arbeitungen, wie sie in dem Wunsche vieler 
Tagesschriftsteller liegt, zu warnen. Diese allzu 
extensive Interpretation des § i8 Absatz 2 ist 
es auch, welche das Umsichgreifen der oben 
erwähnten Mißstände im Zeitungsbetriebe ver- 
ursacht hat.^) Es latr (\rm Gesetzgeber fern, 
den Zeitungsartikeln einen im Vergleich zu den 
übrigen Schriftwerken im Sinne des § i des 
Gesetzes erhöhten Schutz zu teil werden zu 
lassen. Voraussetzung des Schutzes ist vor 
allem, daß die Ausarbeitung sich ihrer ganzen 
Beschaffenheit nach als ein schuiztahiges Schrift- 
werk darstellt, daß es sich also um ein Er- 
zeugnis individuell geistiger Tätigkeit handelt 

Inn gewissen Sinne stellt sich ja jede Zeitungs- 
notiz als eine Ausarbeitung dar. Die Mitteilung 
der einfachsten Tatsache erfordert bei ihrer 



>) DambACR, 5a Gutachten über Nachdruck und Nachbil- 
dung, erstattet von dem preuO. lit. Sachverst.*Verein ia den 
Jahren 1874/1889. Leipzig 1891, Seite I44ff. 

*) V«rgl. auch Fuld a. a. O. Seite jß^^ 
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schrütUchen Fixierung' ein bestimmtes MaO \ 
eigener geistiger Tätigkeit. Das Geschehene 
muß zu einem Wortgebilde „ausgearbeitet** 
werden, Jas den empfangenen Eindruck der 
Außenwelt wiedergibt. Wollte man die Ein- 
kleidung der mitzuteilenden Tatsachen in die zu 
ihrer Mitteilung notwendige Form als eine nr- 
heberrechtlich zu schützende individuell geistige 
Tätigkeit betrachten, so wflrde man die Frei- 
gabe der vermischten Nachrichten tatsächlichen 
Inhalts und der Tagesneuigkeiten illusorisch 
machen. Bs mag zugegeben werden, daß zu 
der Abfassung eines anschaulichen Berichtes 
über eine sinnliche Wahrnehmung ein gewisses 
MaO von Geschicklichkeit gehört^ das erst durch 
Uebung erworben sein will^ das Urheberrecht 
kann solche Berichte ohne persönliche Note des 
Verfassers, ohne individuelle Gedankentätigkeit 
und Formg-e^mn^ ebensowenig schützen, wie es 
etwa den Abdruck eines kuriosen Srhülerauf- 
satzes über irgend ein Erlebnis als riuen Ein- 
griff in das Urheberrecht des Verfassers ho» 
trachten kann. « 

Ausarlieitungen werden dann geschützt, wenn 
sie wisst nschaftlichen, technischen oder unter*- 
haltenden Inhalts sind. 

Was zunächst den wisst jischaf iiichen Inhalt 
betrifft, so ist es gleicbgiltig, ob sein Wert ein 
wirklich wissenschaftlicher ist oder nicht. 1) Wir 
halten es auch für nicht erforderlich, daf3, wie 
Allfeld meint, die Absicht des Veitassers, 
„eine Ausarbeitung nach wissenschaftlichen Prin- 

^) Bolze, Die Praxis des Reichsfferichts in Zivilsachen f 

Band 15 N'r. 97 Seite 59 Allfrld, Seite 162 Nr. q. \'oigt- 

i.ÄHüER, Seite 89 Nr. 3. Kohler, Autorrechtliche Studien \ 

Seite 445. 



üiyuizeü by GoOglc 



zipien zu geben, also iosbesondere nach einer 
gewissen systematischen Ordnung zu verfahren, 

das Allgemeine aus dem Besonderen zu ab- 
strahieren, cmzelne l>scbeinungen auf ihre 
letzten Ursachen zurückzuführen, erkennbar 
ist." 0 

Die Artikel der Tag^espresse wenden sich an 
einen aus den verschieilensten Berufsklassen zu- 
sammengesetzten Leserkreis, sie können nicht 
mehr voraussetzen als ein gewisses Maß all- 
gemeiner Bildung und Intelligenz, ihre Verfasser 
müssen daher, um der größten Zahl der Leser 
nicht nnverständlich zu bleiben, mehr auf ein^ 
möglichst populäre Gestaltung der Form und 
des Inhalts Wert legen als auf streng wissen- 
schaftliche Prinzipien und die „ZurflcklÜhrung 
der einzelnen Erscheinungen auf ihre letzten 
Ursachen**.^) 

Voraussetzung des Schutzes ist nicht das 
Vorhandensein einer wissenschaftlichen Aus* 
arbeitungf sondern das einer Ausarbeitung 
wissenschaftlichen Inhalts, Zur Begründung 
dieses Schutzes ist unseres Erachtens erforder* 
lieh und genügend: eine individuell geistige 
Schöpfung,^ die einen wissenschaff liehen Sioff' 
zum Gegenstände hai und ihrem ga?ize.n 
Wesen nach bezweckt^ den Leser über bestimmte 
wissenschaftliche Fragen su beiehren. Die 
wissenscliaftlichen Ausarbeitungen treten inso- 
fern in Gegensatz zu den vermischten Nach- 
richten tatsächlichen InlialLs, die zwar, wie 
weiter unten dargelegt werden wird, an sich 
eine im gewissen Sinne individuell geistige 

>) Seite 163 Nr. 9; Ahnlieh auch KoHLlB, Atttorrechttiche 
Stndten Seite 445. 

«) Vergl. Hanauer Seite 150. 
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Schöpfung darstellen können, aber immer nur 
Tatsacken zum Gegenstande haben uad die 
Mitteilung dieser i atsachen bezwecken. 

Die Gebiete, denen der wissenschaftliche 
Stoff entncjramen wird, könneo mannigfache sein. 
Wir nennen die Jurisprudenz, Medizin, Philo- 
sophie, Theolog-ie, Staatengeschichte, Kunst- 
g-eschichte, Literaturgeschichte» Naturwissen- 
schaft, Volkswirtschattslehre, Finanzwissenschaft 
usw. Polnische Artikel gelten im allgemeinen 
als nur bedingt geschützte „einzelne Artikel'* 
im Sinne des § i8 Absatz i. Es ist aber 
eelbstverstandlichf daO auch diese sich ihrer 
Beschaffenheit nach als unbedingt geschützte 
Ausarbeitungen wissenschaftlichen Sihalts charak* 
terisieren können, In den meisten Fällen wird 
aus der Form des Beitrags unschwer zu er- 
kennen sein, ob es sich um einen ^einzelnen 
Artikel" oder eine „Ausarbeitung Wissenschaft* 
liehen Inhalts" handelt. Bei der Subsumiening 
unter diese oder jene Kategorie wird auch oft 
der Name des Verfassers und der Ort des Ab- 
druckes (Spitze des Blattes, Feuilleton, wissen- 
schaftliche Beilage) zur Unterstützung dienen 
können. In zweifelhaften Fällen erscheint der 
Vermerk des Vorbehalts als eine z-\i'eckdien- 
lirlie und auch übliche Sicherun<;;smalJregel.^ 
St hwierigkeiten für die Praxis werden sich aus 
diesen Fällen ebensowenig ergeben, wie aus 
denjenigen, in denen es zweifelhaft ist, ob die 
Ausarbeitung wissenschaftlichen oder unter- 
lialtenden Inhalts ist. Juristische Plaudereien 
sind beispielshalber als Ausarljeitungen in 
gleicher Weise geschützt, mag man ihren Inhalt 

•) Ebenso Fur>D Seite 368. Alt.FETJ) Sritr 163 Nr. 9. 
') ^ ergl. Klostermamn, Urheberrecht a. a. ü. Seite 54. 
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als wissenschaftlich belehrenden oder als feuille« 
tonistisch unterhaltenden betrachten. Femer 
wird man den Inhalt der aus der Feder bedeu- 
tender Literar- bzw. Kunsthistoriker stnmm en- 
den Theater- und Kunstkritiken, die sich wegen 
ihres oit hohen literarischen Wertes als Aus- 
arbeitungen darsttlh n. bald zu dem ästhetisch- 
wissenschaftlichen, bald zu dem unterhaltenden 
rechnen krtnnen. 

Neben den Ausarbeitungen wissenschaftlichen 
Inhalts schützt das Gesetz noch ausdrücklich 
die techiiischert Inhalts. Die besondere Erwäh- 
nung des technischen Inhalts erscheint ziemlich 
überflüssig, weil die Ausarbeitung technischen 
in der Regel auch eine solche wissenschaftlichen 
Inhalts sein wird.^) Durchaus verfehlt wäre es, 
aus dem Wortlaute des § i8 zu scUieOen, daO 
das Gesetz den Artikeln, die technische Fragen 
behandeln, einen besonderen Schutz gewähren 
will.^) Voraussetzung des Schutzes ist das 
Vorhandensein einer ,|Ausarbeitang^ in dem 
oben festgestellten Sinne. Die Beschreibung 
eines technischen Modells z, B. ist nicht schon 
deshalb eine Ausarbeitung, weil ihr Inhalt ein 
technischer ist. In der Regel wird es sich viel- 
mehr um eine vermischte Nachricht tatsäch- 
lichen Inhalts handeln. 

Ausarbeitungen unterhaltenden Jnkalis sind 
individuell geisiige Schöpfungen^ die einen be* 
liebigen Stoff sum Gegenstande haben und 
ihrem gangen Wiesen nach bezwecken^ den 
Leser au unterhalien. Der Schutz des § i8 



0 Allfbld Seite 163 Nr. la Müllbr Seite 73 Nr. 2. 
Gefjfcn diese verachiedeotUcb befürwortete Awlegan; 
wendet sich auch FuLD a. O. Sdte 367/68, ferner MOl»LBR 
a. a. O. Seite 73 Nr. a. 
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beschränkt sich nicht auf „noveilistische Er- 
zeuj>-nisse", t^r erstreckt sich in orleicher Weise 
auf Feuilletonplaudercien, Reisebriefe, Tage- 
buchblätter, Gedichte, SchilderungcQ eigener 
Erlebnisse, Aphorismen, Witze usw., sofern diese 
Produkte einer eigenen schöpferischen Tätigkeit 

sind. 

Ob eine Ausarbeitung unterhaltenden Inhalts 
literarisch wertvoll ist oder nicht, ist gleich- 
gütig, g^leicbgiitig auch ob sie den Leser unter- 
hält oder langweilt. Der Ausdruck „unter- 
haltend" ist allgemein zu lassen. Es kommt 
nicht darauf an, ob der Inhalt der Ausarbeitung 
lustig oder traurig ist. Auch Ausarbeitungen 
tröaumäm Inhalts, die man zuerst besonders 
im Gesetz erwähnen wollte i), und Ausarbeitungen 
künsilerisehen Inhalts^ sind denen unterhalten- 
den bzw. wissenschaftlichen Inhalts unter- 
zuordnen. 

Den Zweck, den Leser zu unterhalten, hat 
in gewissem Sinne der gesamte Zeitungsinhalt. 
Es ist zweifellos, daß nicht jede Zeitungsnotiz, 
jeder Artikel, den der Leser «interessant** findet, 
einen „unterhaltenden** Inhalt im Sinne des § i8 
Abs. a hat. Die Beschränkung des unterhalten- 
den Inhalts auf das — allerdings weite — 
feuÜletonistische Gebiet erscheint selbstver- 
ständlich. 

Nicht alle Artikel unterhaltenden Inhalts suid 
geschützt, sondern nur die «Ausarbeitungen**. 
Hierauf muO man besonderen Wert legen, um 
eine Trennung der Ausarbeitungen unterhalten- 



Bericht der Ilten Kommission - Ic j'". 
Verhaiidlimgea des aufierordeatltcben Aassclmsses a. a.0. 
Seite 13. 



üigitized by Google 



— 33 — 



den Inhalts von den vermiscbten Nachrichten tat- 
sächlichen Inhalts zu ermöglichen; denn auch einer 
Ausarb (Mitling- kann eine Tatsache als Stoft zu 
Grunde 1 IC L; en. Es kommt nicht au i den Gegenstand 
an, sondern auf die Form und vor allem auf 
den aus dieser erkenntlichen Zweck des Schrift- 
werks. Ist der Zweck die Mitteilung der Tat- 
sache, so liegt eine vermischte Nachricht tat- 
sächlichen Inhalts, ist die 1 atsache aber nur 
das Mittel zum Ziveck einer eigenen von der 
Tatsache lediglich inspirürUn geistigen Pro- 
duktion, so liegt eine Ausarbeitung unterhalten- 
den Inhalts oder auch ein einzelner Artikel 
vor.^) 

Charakterisiert sich ein Zeitungsartikel als 
eine Ausarbeitung wissenschaftlichen, technischen 
oder unterhaltenden Inhalts, so ist sein Abdruck 
unzulässig, auch wenn ein Vorbehalt der Rechte 
fehlt. Es ist also eigentlich unnötige eine 
Feuilleton-Plauderei usw. mit dem Vermerk 
„Nachdruck verboten** zu versehen. Die im 
Zeitungsbetriebe herrschende Sitte, bei Feuilleton- 
Artikeln, auch wenn sie zweifellos Ausarbeitungen 
im Smne des § i8 Abs. 2 sind, ausdrücklich 
den Nachdruck zu verbieten, hat a!)er außer 
ihrer jjraktischen auch insofern eme rechtliche 
Bedeutung, als der internationale Schutz der 
Berner Konvention, wie an gegebenem Orte 
noch weiter ausgeführt werden wird, sich unbe- 
dingt, d. h. ohne daß es eines Vorbehalts be- 
darf, nur aul „Feuilletonromane einschheOlich 
der Novellen**, nicht auf sonstige Ausarbeitungen 
wissenschaftlichen, technischen oder unterhaltenr 
den Inhalts erstreckt. 

^) Hierüber N&herea noch in den folgenden Paragraphen. 
Vergl« auch Allfblo Seite 163 Nr. 11. 
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2« Vermischte Nachrichten tatsächlichen 
Inhalts und Tagesneuigkeiten. 

§ 4. 

„Vermischte Nachrichten tatsächlichen Inhalts 
und Tagesneuigkeiten dürfen", so heißt es in 
§ i8 Abs. 3, „aus Zeitungen oder Zeitschriften 
stets abgedruckt werden." Während die Berner 
Konvention, an deren Bestimmungen sich die 
zitierte Vorschrift anschließt, außer den „nou- 
velles du jour" allgemein die „faits divers" dem 
Abdruck freigibt, beschränkt sich die unbedingte 
Abdrucksfreiheit, die der § i8 gewährt, abge- 
sehen von den Tagesneuigkeiten nur auf die 
vermischten Nachrichten taisächltcktn Inhalts. 
Schon die Motive beben hervor, daO sich die 
Befugnis des Abdrucks »nicht auf Anekdoten, 
Aphorismen und sonstige kleine Artikel er- 
streckt, die nach dem Sprachgebrauche zuweilen 
unter den vermischten Nachrichten einbegriffen 
werden, ohne doch rein tatsächlicher Natur zu 
sein." 

Die Freigabe der vermischten Nachrichten 
tatsächlichen Inhalts und Tagesneuigkeiten recht- 
fertigt sich mit Rücksicht auf ihre nur ephemere 
Bedeutung. Im Gegensatz zu den Ausarbeitungen, 

die ein gewisses dauerndes literarisches Interesse 
beanspruchen, sind ]>ne nur auf den Tag be- 
rechnet, nur bestimmt, den Leser über neue 
interessante l'atsachen und Geschehnisse auf 
dem Laufenden zu halten. 

Die Rechtsunsicherheit im Zeitungsbetnebe, 
welche die geschilderten Mißstände im Gefolge 
hat, beruht vor allem auf der Unklarheit über 
die Frage, ob, wie es vielfach angenommen 

Seite 
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wird, nur die „Wiedergabe der nacktea Tat- 
Sachen** als vermischte Nachricht tatsächlichen 
Inhalts oder Tagesneuigkeit aufgefaßt werden 
darf, oder ob auch die in eine gewisse indivi- 
duelle Form gekleidete, stilistisch verbrämte 
Mitteilung tatsächlichen Inhalts dem Abdrucke 
freigegeben ist. Sowohl aus juristischen wie 
aus praktischen Erwägungen glauben wir die 
Frage im Sinne der zweiten Alternative ent- 
scheiden zu müssen. 

Schon bei den allgemeinen Betrachtung-en 
über den Bes^riff der Ausrxrbeituncr führten wir 
aus, daO die Mitteilung der einfachsten Tat- 
saclien bei ihrer schriftlichen Fixierung ein be- 
stimmtes MaO eigener geistiger Tätigkeit er- 
fordert. Wo ist die Grenze zwischen der 
Wiedergabe der nackten Tatsachen und der 
Wiedergabe der stilistisch verbrämten Tat- 
sachen? Keine Zeitung kann sich in den meisten 
Fällen bei ihren Berichten mit der Wiedergabe 
der nackten Tatsachen im eigentlichen Sinne 
begnügen. Der Leser verlange daß die Tat- 
Sachen in eine gewisse Form gegossen werden, 
daO der Bericht mundgerecht*^ gemacht ist und 
ein möglichst anschauliches Bild des Gescheh- 
nisses gibt. Soll man einen Feuerbericht des- 
halb als geschützt betrachten müssen, weil der 
Reporter nicht einfach schriel\ daß das in der 
x-StraOe Nr. 17 belegene Fabrikgebäude ab* 
gebrannt ist, sondern den Bericht dem Leser 
dadurch schmackhafter macht, daß er die Mit- 
teilung der nackten Tatsache mit ein paar all- 
gemeinen Hetrachtungen und Phrasen verflicht 
wie: schauerlich schöner Anblick, glutroter 

1) FuLu Seite 370. Vefsl. Mch OsTBRStBt^ Die Urheber» 
rechtarorlage Seite 15. 

3» 
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liimniel, fieberhafte Tätigkeit der Feuerwehr^ 
Warnung vor leichtsinnigem Umgehen mit feuer- 
gefährlichem Material usw. usw.? 

§ i8 besagt ausdrücklich, daß vermischte 
Nachrichten tatsächlichen Inhalts und Tages- 
neuigkeiten stets abgedruckt werden dflHien. 
Die Vorschrift kann nur dann eine Bedeutung 
haben, wenn sie nickt die völlig überflüssige 
Wiederholung des selbstverständlichen Grund* 
Satzes ist« daO solche Schriftwerke abgedruckt 
werden dürfen, an denen ihrem Wesen nach, 
weil sie sich nicht als das Erzeugnis individuell 
geistiger Tätigkeit darstellen, ein Urheberrecht 
unmöglich ist. Die Bestimmung des § i8 Absatz 5 
charakterisiert sich unseres Erachtens vielmehr 
als Ausnahme von dem allgemeinen Sckulse der 
an und für sich schutzfähigen Werke. 

DaO die Mitteilung der nackten Tatsache 
urheberrechtlich nicht geschützt ist, bedarf nicht 
einer besonderen Hervorhebung. Die geschickt 
stilisierte Mitteilung einer Tatsache könnte wohl 
nach all^^emeinen Grundsätzen unter Umständen 
als „Schriftwerk" urheberrechtlichen Schutz be- 
anspruchen. Kraft Ausnahmrhesiimmung wird 
aber die Mitteilung einer Tatsache auch dann 
nicht geschützt, vveun der Verfasser die knappen 
Grenzen der zu ihrer Mitteiking notwendigen 
Form überschreitet. Daf3 diese Auslegung des 
Gesetzes sich auch mit den iLutstehungsvor- 
gängen deckt, die für die Beurteilung der in 
Frage stehenden Bestimmung zweifellos wichtig 
sind, zeigt der Bericht der XL Kommission, 
Der Entwurf und die Regierungsvorlage schrieben 
auch bei Abdruck von vermischten Nachrichten 



Dracksachen des Reichataga a. a. O. Nr* 914. 
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tatsächlichen lohalts und l'agesneuig-keitea 
Quellenangabe vor. Der Kommissionsbericht 
unterscheidet im Anschluß daran vier Arten des 
Inhalts einer Zeitung: erstens Ausarbeitungen, 
zweitens einzelne Artikel, drittens solche ver- 
mischte Nachrichten tatsächlichen Inhalts und 
Tagesneui^fkeiten, die nicht die Eigenschaft von 
Schriftwerken besitzen und deshalb ohne Quellen- 
angabe abgedruckt werden dürfen, und viertens 
die übrigen vermischten Nachrichten tatsäch- 
lichen Inhalts und Tagesnettigkeiten, die bei 
einem Abdrucke Quellenangabe erfordern. 
Durch diese Unterscheidung erkennt die Kom- 
mission an, daO auch die in eine gewisse lite- 
rarische Form gekleideten Tatsachen zu den 
vermischten Nachrichten tatsächlichen Inhalts 
und Tagesneuigkeiten gehören können. 

Nach alledem Hegt eine Ausarbeitunc!^" 
hzw. ein „Artikel^' nicht schon dann vor, wenn 
der Verfasser sich nicht auf die Mitteilung der 
nackten Tatsache beschränkt, sondern erst 
dann, wenn, wie oben bereits hervor<;ehoben, der 
eigentliche Zweck des Zeitungsbeitrags nicht die 
Mitteilung der Tatsache, vielmehr die Wieder- 
gabe einer nur von der Tatsache inspirierten 
eigenen geistigen Produktion ist.^) Einige Hei- 
spiele mögen unsere Ausführungen erläutern. 

Am Sonnabend Abend findet im Stadttheater 
eine Premiere statt Die Sonntagsmorgen* 
Zeitung bringt einen Berichti den sogenannten 
9 Vorbericht**. Bs heiOt da: Gestern Abend 
fand statt . . äußerer Erfolg . • literarisch 

SiNAUHR a. a. O. Seite 2a sieht das Kriterium in dem 
Unterschied zwischen .rezeptiv" und «prodttktiir*. Diese Unter' 
srheidung ist praktisch deshalb nicht recht zu verwerten, weil 
der Verfasser jeder Zeitungsnotiz im gewissen Sinne .pro- 
duktiir- wirkt. ' • • 
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schwaches Stück . . .> dem Drama h'egt als 
Stoff zu Grunde . . ., grobe Theatereffekte . . 
gute Darstellung . . . usw. Hier handelt es 
sich um vermischte Nachricht iatsäc h liehen 
IfihaUs, mag der Bericht auch aus einer noch 
so gewandten Feder fließen. Denn sein Zweck 
ist, dem Leser verschiedene ihn interessierende 
Tatsachen mitzuteilen. In der iMontagsabend- 
zeitung findet sich dann eine eingebende Re- 
zension, die das Stuck kritisch zergliedert, die 
Behauptung des Kritikers, das Stück wäre lite- 
rarisch ohne BedeutuDg, zu begründen sachte 
allgemeine literarische Betrachtungen enthält. 
Dann handelt es sich um eine AusarMiung 
wissenschaftlichen bzw. unterhaltenden Inhalts. 
Charakterisiert sich die Kritik nicht als eine 
Ausarbeitung, die als solche den Zweck hat, den 
Leser über bestimmte aesthetische Fragen zu 
belehren, oder ihn feuilietoo istisch zu unter- 
halten, steht sie vielmehr auf einem literarisch 
niedrigeren, jedoch nicht so niedrigen Niveau, 
daß sie nichts weiter ist als die Mitteilung von 
Tatsachen in einer gewissen stilistischen Ver- 
brämunc^-, so wird man sie als ^^etnzehie Ar- 
tikel'' im Sinne des § i8 Al)s. i zu betrachtrn 
haben. Dieser Klasse möchten wir die meisten 
der an besseren Blättern üblicben Rezensionen 
unterordnen, 

') Allfelü a. a. O. Seite 163 Nr. g meint, «die meisten 
Theater- and Konzotrexensioneni welche nur mit herkommlicii«n 
Schlagworten arbeiten, fielen unter den Ati«. j*. GewtO be* 

schränken sich vielfach Rezensionen, besonders die altbekannter 
Stücke, auf die mit herkömmlichen Schlagworten auigcputcte 
Mitteilang von Tatsachen. Doch \\^%\ die Theater- und Kon- 
tertkritik meist in be\vährten Händen, wird von literarisch ge- 
bildeten, urteilsfähigen und ütilgewundten Männcin ausgeflbt, 
deren Rezensionen, besonders wenn es sich um Neuauffnh- 
mögen handelt, voo erheblicher selbit&odiKer Denkarbeit 
Zeugnis ablegen und il^ vra den gewöhol&lwii Reporter- 
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Ein aus einer guten Gesellschaftsklasse 
stammender Sittlichkeitsverbrecber ist zu lang- 
jähriger Zuchtbausstrafe verurteilt Die eine 
Zeitung verflicht die Mitteilung der Tatsache 
mit einigen Redensarten fiber moralischen 
Sumpf, Decadence usw. Der Bericht kann als 
Tagesneuigkeit bzw. vermischte Nachricht tat- 
sächlichen Inhalts abgedruckt werden. Eine 
andere Zeitung macht den Vorfall zum Aus- 
gangspunkte selbständiger rechtspolitischer und 
psychologischer Betrachtungen. Dann Hegt, 
wenn nicht eine „Ausarbeitung**, ein „einzelner 
Artikel'' vor. 

Die I'iro' ..iclilung einer Trttsnrhp nus dem 
Leben berühmter Männer oder, um an ein irüher 
gegebenes Beispiel zu erinnern, aus dem I^'amilien- 
leben der Störche, ist stets eine vermischte Nach- 
richt tatsächlichen Inhalts, keine Ausarbeitung. 

Der Subsumicrung unter die Rubrik der 
vermischten Nachrichten tatsächlichen Inhalts 
oder Tagesneuigkeiten steht es auch nicht ent- 
gegen» daß das als Tatsache mitgeteilte Ge- 
schehnis in Wirklichkeit erfunden ist^) Die 
Schilderung einer neuen Erfindung, die in der 
Aufzählung ihrer EigentQmlichkeiten besteht und 
den Zeitungslesem am i. April als Aprilscherz 
aufgetischt wird, ist eine vermischte Nachricht 
tatsächlichen Inhalts, weil der Zweck der Notiz 
offenbar die Mitteilung der, wenn auch erfun- 
denen Tatsache ist. 

Die von uns befürwortete möglichst exten* 
sive Interpretation des § i8 Abs. 3 scheint uns 
nicht nur die einzige dem Geiste des Gesetzes 

berichten (man denke an die üblichen Varieterezensionen) deut- 
lich abheben* 

>) Allpbld Seite 164 Nr. 13. SinADBK Seite 29/13. 
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entsprechende Auslegung, sondern auch vom 
Standpunkte des praktischen Zeitongsbetriebes 
aus ein geeignetes Mittel zu sein, den Miß- 
ständen wirksam entgegenzutreten, die durch 
eine unseres Eracbtens völlig unberechtigte 
restriktive Interpretation des erwähnten Para- 
graphen-Absatzes verursacht worden sind. 

Einem P2in\vande gregenüber. dalJ unsere 
Ausle;4^t]Ti^ die materiellen iuieressen der Tages- 
schriftsteller allzu sehr schädige, möge darauf 
hingewiesen werden, daf3 die meisten unge- 
schützten Zeitungsbeiträge, wenn sie ihrer Be- 
schaffenheit weisen nicht überhaupt urheber- 
rechtlich schutzunfähig sind, zu ihrer Abfassung 
eine nur minimale Geistestätigkeit erfordern und 
durch einmalige llonorierung reichlich bezahlt 
sind, außerdem darauf, daß vermischte Nach- 
richten tatsächlichen Inhalts und Tagesneuig- 
keiten gewöhnlich durch Zeitungskorrespondenzen 
verbreitet werden, die, wenn sie viele Zeitungen 
zu Abonnenten haben, ihren Verfassern oft be- 
deutende Honorare einbringen. 

Aber gerade die Herausgeber solcher Zei- 
tungskorrespondenzen smd es, die über die Be- 
stimmung des § i8 Absatz 3 lebhafte Klage 
führen und sich darüber beschweren, daß viele 
Zeitungen, denen sie ihre Korrespondenz zu- 
schicken, diese zunächst zurücklegen, die in 
ihnen enthaltenen Beiträge, wenn sie in andern 
Zeitungen erschienen sind, mit irgend einer 
Quf^lienangabf abdrucken und dann die Hono- 
ricnmg der Beiträge mit der Reg;ründung- ^h- 
lehnen, sie hätten die vermisclitrn X.if lirirhten 
tatsächlichen Inhalts oder Tagesneuigkeiten aus 
andern Blättern übernommen.^) Durch diesen 

1) VoigtlAkdcr Seite 92 Nr. 6. 
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Unfug verlören einacdne Korrespondenzen monat* 
lieh 30, 40, 50 und auch 60 Mk. Honorar, 
Eine möglichst extensive Interpretation des 
Absatz 3 wflrde naturgemäß zu noch lebhafteren 
Klagen Anlaß geben, und es möge uns deshalb 
erlaubt sein, in diesemZusammenhangezuder Frage 
der Berechtigung jener Klagen, die von VoiGT- 
lAndbr und OsTBRRiBTH eine etwas zu ein- 
seitige Behandlung erfährt, mit einigen Worten 
Stellung zu nehmen. 

Unseres Eracbtens liegt „der Unfug" in den 
meisten Fällen nicht auf der Seite der Zeitungen, 
sondern der der Korrespondenzen. Diese 

Unternehmungen tichieOen wie Pilze aus der 
Erde, sie überschwemmen die Redaktionen und 
wandern meist uneröffnet und ung^elesen in den 
Papierkorb. Druckt nun eine Zeitun;^'^ eine ur- 
heberrechtlich dem Abdrucke Ireigegebcne Notiz 
mit Quellenangabe aus einer anderen ab, so 
kommt gleich der Verfasser einer Korrespon- 
denz, von deren Inhalt die Redaktion vielfach 
überhaupt nicht Kenntnis genommen hat, mit 
der Rechnung, droht womöglich noch, durch die 
herrschende Rechtsunsicherheit begünstigt, mit 
dem Staatsanwalt, erklärt sich aber für den 
Fall des Abschlusses eines Abonnements zur 
Aufgabe oder größtmöglichen Herabsetzung 
setner Honorarforderung bereit. Ortlofp^) 
sagt richtig »gegen derartige Pressionen sich 
zu schuuen, wäre den Redaktionen ja nur die 
einzige Möglichkeit belassen, auf bestehende 
oder neu auftauchende Korrespondenzen zu 
abonnieren, wenn sie auch noch so minder- 



OSTBRRIBTH, Urfaeberrechtivor1«f e Seite 16. 
Ö A. a. O. 
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wertig seien". Die Redaktionen, heißt es, legen 
die Korrespondenzen zunächst zurück. Mit 
vollem Recht! Wie kann eine ernste, vornehme 
ZeituDg ohne weiteres die oft aus dea obskursten 
Quellen stammendea Tagresneutgkeiten jener 
Korrespondenzen abdrucken? Bringt die gleiche 
Nachricht eine andere Zeitung von anerkanntem 
Rufe, SO' druckt die erste sie mit Quellen- 
angabe ab, indem sie der Originalzeituog die 
publizistische Verantwortung fCar die Richtigkeit 
der Notiz überläßt. Der Korrespondenz gegen- 
über fühlt sich die wiederabdruckende Zeitung 
zu keiner Honorarzahlung verpflichtet, einmal 
weil es sich um einen Beitrag bandelt, dessen 
Wiederabdruck, wenn er in einer Zeitung er- 
schienen ist,'') urheberrechtlich freig^eg-eben ist, 
sodann weil sie von dem Vorteil, den die Zu- 
sendung (1er Korrespondenz bot, die betreffende 
Nachricht früher zu bringen, keinen Gebrauch 
gemacht hat. Erweisen sich die Nachrichten 
einer Korrespondenz als zuverlässig, so wird 
dies — damit ist der eigentliche Zweck der Zu- 
sen(lung erreicht — oft zum Abschluü eines 
Abonnements führen. 

Voigtländer-) meint, die Zeitungen wären 
auch in den geschilderten Fällen verpflichtet, 
den wiederabgedruckten Reitrag zu honorieren, 
weil in der Zusendung der Berichte seitens 
einer ZciLungskorrespondenz das Anerbieten 



') Solange die in Zeitun^jskorrcspondenzen erscinenenen 
Artikel nicht in einer Zeitung veröffentlicht sind, c^enieOen sie 
den ihnen al« Scbriftwericen im Sinne des § i allgemein zti- 
Icommenden Schutz. Der Abdruck eines an sich scnutzfähigen 
Artikel ms einer Korrespondenz charakterisiert sich also als 
Nachdruck^ selbst wenn er nach Veröffentlichung in einer Zei- 
tungJbedingt oder unbedingt dem Abdrucke freigegeben ist. 

3} Seite 95. 
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eines Vertrages zu erblicken sei, der durch den 
Abdruck geschlossen werd<*. Uns scheint das 
Zustandekommen eines Vertrages doch höchst 
zweifelhaft zu sein, da die Angabe einer Zeitung 
als Qufllr gerade gegen die Annahme eines 
eventuellen Vertrags-Angebotes spricht. Auch 
liegt, wie wir t^lauben, in der Uebersendung 
einer Korres|j( mdenz weniger die Offerte eines 
Ueberlassungs- als eines Abonnementsvertrages. 

Ein vorsätzlicher Mißbrauch der Korrespon- 
denzen durch Zeitungsredaktionen mag vielfach 
vorkommen. Der It^brauch ist das Risiko des 
geschSitlichen Unternehmens. Mögen die Ver- 
fasser ihre Korrespondenz an solche Zeitungen 
nicht schicken, mögen sie eventuell den Schutz 
des § S26 des B.G.B. für sich in Anspruch 
nehmen. Das Urheberrecht kann sich mit der* 
artigen rein geschäftlichen Dingen nicht befassen. 
Eine, die besonderen Interessen der Zeitungs- 
korrespondenzen berücksichtigende Aenderung 
des § 18, wie sie in Fachblättern vielfach an- 
geregt ist, scheint uns völlig unangebracht und 
dem Wesen des Urheberrechts widersprechend. 

Vermischte Nachrichten tatsfichlichrn Inhalts 
und Tagesneuigkeiten dürfen nlfi^edt uckt :\ ('rdt:n, 
oAne daß für die abdruckend'- Zeitung die Ver- 
pflichtung zur Quellenangabe besteht. Wir er- 
wähnten bereits, daO der Entwurf und die Re- 
gierungsvorlage auch bei Wiederabdruck der 
genannten Zeitungsbeiträge deutliche Quellen- 
angabe vorgeschrieben hatlea. Der Reichstag 
schloli sich bei der endgiltigen gesetzlichen 
Fixierung den Erwägungen der Kommission an, 
die aus UtilitätsgrOnden fllr die Streichung des 
Gebots der Quellenangabe eintrat «Die Ein- 
richtungen im Zeitungswesen,** heifit es in dem 
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Kommissionsbericht, ^) „bringen es mit sich, daü 
die ursprüns^liche Quelle, aus der die betreffende 
Nachricht siaiumt, durch Bezeichnimg der zuletzt 
benutzten Quelle nicht angegeben wird, nicht 
angegeben werden kann. Ein und dieselbe 
Mitteilung wird in Zeitungskorrespondenzen an 
die verschiedensten Zeitungen gesandt und von 
diesen gleichzeitig abgedruckt Welche Zeitung 
soll dann als Quelle angegeben werden? . , . 
Die Angabe der Quelle bei Abdruck solcher 
Mitteilungen dem Anstandsgefühle der Zeitungen 
zu überlassen, sei auch, wie von einem mit dem 
Zeitungswesen vertrauten Abgeordneten aus- 
geführt wurde, den Interessen der betreffenden 
Schriftsteller nur günstig. Die größeren an* 
ständigen Zeitungen, die solche Tagesneuig- 
keiten ohne Quellenangabe abdrucken« wurden 
dem Verfasser dieser Mitteilung'en freiwillig eine 
entsprechende Verc:;ütung" bezahlen. Sie würden 
dies nicht tun, wenn dns Gesetz sie zur An!:;^ahe 
der Quelle verpflichtete, da sie dann durch die 
Angabe der Quelle jeder weiteren Verpflichtung 
überhoben zu seio glaubten.** 

Das letzte Argument, um damit zu beginnen, 
erscheint uns in keiner Weise als stichhakig. 
Die „größeren, anstäridi^ea" Zeitungen — dann 
liegt gerade ihr Anstand — drucken Beiträge 
anderer Zeitungen überhaupt nicht ohne Quellen- 
angäbe ab, und wenn sie davon absehen, aus 
fremden 2^tungen übernommene Beitrage zu 
honorieren, so glauben sie hierzu umsomehr 
berechtigt zu sein, als sie ihrer publizistischen 
Anstandspflicht Ober den gesetzlichen Zwang 



^) Drucksachen des Reicbstajr-s a. ri. O. Nr. 214 Seite 29^ 
Verfiel, auch ESCHB, Urheberrecht und V erlagsrecht, dareestellt 
«»ch den V«rhaiidluo|ren des Reichstag», Berlin igot, Seite S/9. 
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hinaus durch Quellenangabe genügt hal)rn. 
Daü auch die Tagesschriftsteller die Streichung 
der die Ouellenangabe gebietenden Vorschritt 
keineswegs als eine iboen zu gute kommende 
Äenderung der Regierungsvorlage betrachten, 
zeigen die erwähnten aus ihren Kreisen stam- 
menden Klagen. 

Die übrigen Argumente der Kommission 
sind, wenn auch nicht vollkommen durchgreifend, 
so doch verständlich. DaO sie wirklich util 
sind, läßt sich nicht recht behaupten. Wenigstens 
wird in der Praxis das Pehlen des Gebots der 
Quellenangabe als Mangel des - Gesetzes 
empfunden, der zu schweren Mißständen geführt 
hat. Ein Mangel des Gesetzes Hegt unseres 
Erachtens in keiner Weise vor. Es spricht 
vom Standpunkte eines Urbebergesetzes viel für 
die Streichung einer Bestimmung, die mit dem 
Urheberrecht an sich nichts zu tun hat. Es er- 
scheint uns deshalb durchaus angebracht, die 
Regelung der Quellenangabe bei dem Abdruck 
von vermischten Nachrichten tatsächlichen In- 
halts oder Tagesneuigkeiten nicht im Urhebcr- 
gesetze festzulegen, sondern dem journalistischen 
Anstandsi^efühl zu überlassen. 

Keine anständige Zeitung wird verfehlen, die 
Quelle des Üriginalberichts bei Entnahme fremder 
Nachrichten anzugeben. Die häufige Zitierung 
in anderen Preßoryanen ist auch für jede Zei- 
tung ein geschätztes Aequivalent für die zur 
Erlangung jener Originalberichte aufgewendeten 
oft sehr erheblichen Kosten. Sie winl dadurch^ 
daO man sie als Quelle angibt, bekannt, be- 
kommt den Ruf eines verbreiteten, wohl unter- 
richteten Blattes und lenkt dadurch die Auf- 
merksamkeit der Leaer und Inserenten auf sich. 
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Leider aber machen sich viele Blätter den Hin- 
weis auf das journalibtisc he Aastandsg^efühl da- 
durch zu nutze, daß sie m gewissenlosesLer 
Weise den Nachrichtendienst einer Zeitung^ ohne 
Quellenangabe plündern, womöglich noch durch 
einleitende Worte wie: „Uns wird berichtet| 
uns sind folgende Depeschen zugegangen usw.** 
<len Anschein erwecken, als ob es sich um 
Originaltelegramme handle.^) 

Die Frage, durch welche Mittel man den 
Nachrichtenverkehr einer Zeitung gegen die 
Uebergrilb der Preßpiraten schützen kann, ge- 
hört, wie schon bei den Reichstagsverhand- 
lungen 2) richtig hervorgehoben wurde, nicht in 
<]as Gebiet des Urheberrechts, sondern in das des 
unlariieren WtUbewerbs, Telegramme^ die in 
-der Mitteilung von Tatsachen bestehen, können 
urheberrechtlich nicht ^f.i^en Nachdruck 'g^- 
schützt werden, weil ihnen die Eigenscb.ittca 
eines „Schriftwerkes** im Sinne des S i fehlen. 
Der vielfach an die Spitze des Abdrucks von 
Originaltelegrammen gesetzte Vermerk: „Nach- 
<3ruck verboten" hat also knne Bedeutung. 
Wohl aber bietet das Reichsgesets zur Be- 
kämpfung des u 71 lauteren Wettbewerbes vom 
j?7. Mai i8p6 eine Haucihabe, dem unlauteren 
Gebahren der Zeitungen entgegenzutreten, die 
skrupellos und systematisch den mit Aufwenduag 
groüer Mittel beschafften Nachrichtendienst ton- 
angebender PreOorgane ohne Quellenangabe 
. abdrucken. 

Unter den § i des Wettbewerbsgesetzes 
fällt eine V^ranstaUung, die geeignet ist, den 

*) Versal. Fischer, In der Festgabe fnr Wilke, Seite 79. 
2) Stenographische Berichte, X. Leg.-Per. II. Sess. Band 3, 
76. SitsttDt^ Seite iiSt. 
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Anschein eines besonders günstigen Angebots 
hervorzurufen. Die Auslegung, daß auch der 
Abdruck von Telegrammen als eine Veran- 
staltung im Sinne des § i Abs. 4 des Gesetzes 
vom 27« Mai 1896 anzusehen ist, entspricht der 
Judikatur des Reichgerichts, das in einer Ent- 
scheidung vom 5. März 1901^) unter Veran- 
staltungen ganz allgemein alle ^überhaupt in 
die äußere Erscheinung tretende Kundgebungen 
versteht.^ 

Sobald aber eine Zettung bei dem Abdrucke 
fremder Depeschen den Anschein erweckt, daO 
es sich um Onginaltelegramme handelt^), liegt 
auch zweifellos eine Veranstaltung vor, die ge- 
eignet istf den Anschein eines besonders 
günstigen Angebots hervorzurufen. Einer Zeitung, 
die einen gut organisierten eigenen Nachrichten- 
dienst hat, sich von allen wichtigen Punkten der 
Erde durch wohl informierte Korrespondenten über 
Tagesneuigkeiten schnellstens unterrichten läßt, ist 
eine weite, oft soj^nr internationale Verbreitunjj 
sif her. Sir i>(nvinnt eine allgemeineBedeutung', die 
SIC . Uli der Fülle der untergeonlneten Preßorgane 
wirksam abhebt, und erfreut sich deshalli eines 
regten Zuspruchs aus dem Kreise der Leser und 
Inserenten^). Da ein Blatt, das für einen eigenen 
Nachrichtendienst keine Ausgaben hat, natur- 
gemäß in der La^^e ist, den Preis tür das 



0 Ttiristische Zeitschrift .Das Recht", Jahrgang 1901 
Seite 181 

») Vergl. FüLD a, a. O,, Seite 372. 

*) Dieser Anschein wird unseres Eraehtens nicht nur durch 
einen bestimmten Zusatz: »uns wird depf-schtert usw." erweckt, 
sondern auch durch einen Abdruck ohne ausdrücklichen Zusatc, 
sofern nur die Umstände, unter denen der Abdruck geschieht, 
SU der UeberseuKung berechtigen, dafl es sich um Original- 
telegramrae handelte. 

*) Vergl. PULD, Seite 37a. 
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Abonnement und die Inserate erheblich niedriger 

festzusetzen, als es die Zeitung^ mit eigenem 
Nachrichtendienst unter Berücksichtigung^ ihrer 
großen Unkosten vermag, so erweckt es den 
Anschein eines besonders günstigen Angebots 
und g^ibt der Originalzeitung das Recht, den 
Schutz des Wettbewerbgesetzes für sich in An- 
spruch zu nehmen, d. h. auf Unterlassung und 
eventuell daneben auf Schadenersatz zu klagten. 
Der Tatbestand des unlauteren Wettbewerbes 
ist selbstverständlich nicht schon dann erfüllt, 
wenn der Depeschenabdruck einmal geschieht, 
es ist vielmehr eine gewisse RegelmäOigiJeit und 
Dauer erforderlich i). Geschieht der Abdruck 
der Depeschen unter Umständen, die den An- 
schein, es handle sich um Originaltelegramme, 
nicht zu erwecken geeignet sind, so entfällt die 
Anwendbarkeit des Gesetzes zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbes^. 

') KüHLKK, Schi des Nachrichtenverkehrs im Archiv fftr 
blirgerliches Recht, Hand 26 Heft i Seite 197. 

*) PULO (a. a. O., Seite 375 f.) nimmt an, auch der § 8s6 
des ßOrg;erlichen Gesetzbuches biete die Handhabe cum Bin* 
schreiten in zahlreichen Fällen. Der Fragte, ob und In welcher 
Wi^i-)«: jifhcn de;ii \\ etthewerbs^'esctze auch die Vorschriftea 
<lt» Bürgerlichen GeseUbucbcs Uber unerlaubte Handlungen 
Anwendunif finden, können wir im Rahmen dieser Abhandlung 
nicht näh'-r frefcn. Wir sind der Ansiclif, daO der Verletzte zur 
Wahl berechtigt lüt. (Vergl. die ausführiichen Darlegungen von 
MOLrlrBR in dem Kommentar sum Reichs(resetz zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbes vom 27. Mai i8()6, 4. Aufl. Fürth 
1904 Seite x6 ff., ferner ScHMID: Sind die Ucätimmunj^en der 
§§ 833, 824 und 826 des B.G.B. auch zur Bekämpfung des uo- 
lautcren Wettbewerbes anwendbar? In der Zeitschrift , '^"'fwerb- 
licher Rechtsschutz und Urheberrecht", Berlin igo^. S. Ja^ i gang 
No. Seile 103 If.l. S. aix h KoHi.KR a. a. O. Seite 197, Die 
Anwendbarkeit des § 826 über den Kreis der durch das Wett- 
bewerbflgesets erfaOten Fälle hinaus, wie siePuLD beAlrwortet, 
seheint uns recht zweifelhaft. Auch die Frage der Zulässigkeit 
einer Unterlassungsklage glauben wir im Ge^ensats zu FULD 
und dem /?M(CAf^«r/fA/ (Entscheidungen in Zivilsachen« Band4H 
Sdte 114 ff.) mit Lau (der Unterlassunj^sansprnch atts den §§ 
%t$ ft. B. G. Ü. in den Beiträgen zur Jbilauternng des Deutscheu 
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Die Restiinmung- des § 18 Abs.3, die vermischte 
Nachrichten tatsächlichen Inhalts und Tag"es- 
neuigkeiten dem Ahdrurk freigibt, bezieht sich 
nur auf solche Zeituiigsbeiträge, die bereits ver- 
öffentlicht sind^). 

Vor der Veröffentlichung" g-enieOen sie den 
alli^emeinen, allen „Schriftwerken" zukommenden 
Schutz. Da den vernuschten Nachrichten tat- 
sachlichen Inhalts und den Fagesneuigkeiten in 
der überwiegenden Zahl der Fälle die Scbrift- 
werkseigenschaft fehlt, so ist der urheberrecht- 
liche Schutz der nach ihrer V eröffentlichung 
unter den § i8 Abs. 3 fallenden Beiträge vor 
der Veröffentlichung em minimaler. 

Es ist nun verschiedentlich vorgekommen, 
daß sich Zeitungen durch irgendwelche Manipu- 
lationen aus anderen Zeiiungsbetrieben urheber- 
rechtlich nicht geschützte Nachrichten, besonders 
Depeschen, vorderen Erscheinen, im Rürstenabzug 
oder sonstwie zu verschaffen verstanden und 
hierdurch in der Lage waren, die betreffenden 

Kecnu, Berlin igo], 47. Jahrganjf, Seite 497 ff.) verneinen lu 

*) Sind s,ic einmal veröffentlicht, so kann der Wiederahdrnck 
sofort erfolgen. Das PriorHSttrecht der Originalzcitung wird 
nicht pe^cliiUzt. Interess t " f ^^egetzcfr-lK'ri-.^ he Versuche in 
dicbcr Hinsicht teilt Küuli-.k mit. In den ^ Autor' rechtlichen 
Studien** a a. O. Seite 451 erwähnt er, jdafl Bich in einigen 
englischen Kolonieni so insbesondere am Kap nnd in Neu-bee- 
Jand, Bestimmungen finden, wonach Zeitungstelegrarome erst 
nach einer bestimmten Stundenanzalil von ainicrtn Zeitungen 
wiedergegeben werden dürfen. Sodann macht er in seinem 
Ati««atzer ^Sekuts des NaehneJ^tenwrkdiinf^ a. a. O. Seite 

rf^f?/i99 den Wortlaut drs Gpsetzes von Ceylon vom 14. Dp- 
zember bekannt, we-lchcs den Titel trägt: »An ordtnance 

to secure In certain ca«*?*, the right of property in telrgraphic 
prrss mcasages". I)or Iiiluili difs- : -bCi/fj ist, daO drrjfnlijp 
diT eine Nachricht durch IvabcJ crliuit und sie verolientiicht 
48 Stunden von der Veröffentlichung an, jedoch nicht länger sla 
60 Stunden vom Empfang de« Telegrainin« an die Aileinver* 
tireltangsbefugnis haben «oM. 




üiyuizeü by GoOgle 





— 50 — 



Nachrichten gleichzeitig", wenn nicht noch h über, 
als die erste Zeitung zu veröffentlichen i). 

Das österreichische Recht (Gesetz vom 25. 
Dezember 1895 betrefiend das Urbeberrecht an 
Werken der Literatur, Kunst und Photographie) 
enthält eine Bestimmung zum Schutze der Original- 
zeitung g^e^^n den sogenannten Depeschen" 
diebsiahL Im § 27 heißt es: „Die behufs Auf- 
nahme in die Tagesblätter gesammelten und 
vervielfältigten iditteilungen und Notizen werden 
solange geschQtzt, bis ihre Veröffentlichung durch 
eines der hierzu befug^ten Blätter erfolgt ist." 

Das deutsche Urheberrechtsgesetz hat mit 
Recht einer ähnlichen Bestimmung keinen Raum 
gewährt. Auch die Frage des Schutzes gegen 
den „Depeschendiebstahl" gehört in das Gebiet 
des unlaufere7i Wettbewerbes, Die Anwend- 
barkeit der Diebstahls-Paragraphen muß sehr 
zvveifelliaft erscheinen, da der Täter meist nicht 
die Absicht hat, sich eine „fremde bewegliche 
Sache" im Sinne des § 242 des St. G. B. rechts- 
widrig" zuzueignen. Fischer sagt zutreffend: 
„Auf den Besitz des betreffenden Bürstenabzuges 
oder Papiers, der den WorilauL der unbefugt 
zu verwertenden Zeitungsnachi icht enthält, 
kommt es dem Täter garnicht an, der Täter 
will sich vielmehr unbefugt den Inhalt der Nach- 
richt aneignen**^. 

Zweifdlos aber wird durch den „Depeschen- 
diebstahl" der § 9 des Gesetzes zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbes verletzt. Dieser 

*) Vergl. VoiGTLABNDKR, Seite 93, FiscHiiK, Seite 8a ff. 

') Tatsächlich hat, wie FiscHKR a. a. O., Seite 83 Anm. 3, 
mitteilt, das Landgericht I, Berlin, in dem Prozefl geeen 
DÖRFFRT und Genossen die Frage der Anwendbarkeit de» 
Dicbstalils-l'arajjraplicn bejaht und auf Gefäng^nis erkannt. 
Das Reichsgericht bat die Revision gegea dieses Urteil ver- 
worfen. 
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Paragraph bedroht denjenigen mit Geldstrafe 
bis zu 3000 Mark oder mit Gefäng^nis bis zu 
einem Jahre, der als Angestellter, Arbeiter oder 
Lehrliag eines Gescbäftbetriebes Geschäfts- oder 
BUriebsgeheimnisse^ die ihm vermöge des 
Dienstverhältnisses anvertraut oder sonst zu- 
gänglich geworden sind, während der Geltungs- 
dauer des Dienstverhältnisses unbefugt an 
andere zu Zwecken des Wettbewerbes oder in 
der Absicht, dem Inhaber des Geschäftsbetriebes 
Schaden zuzufügen, mitteilt. 

Der 2. Absatz sodann bestimmt, daß gleiche 
Strafe denjenigen trifft, der Geschäfts- oder 
Betriebsgeheim ni<sse, deren Kenntnis er durch 
eine der im Absatz i bezeichneten Mitteilungen <7f/(fr 
durch ( ine gegen das Gesetz, oder die guten 
Si//eu \erstonende eigene Handlung erlangt 
hat, zu Zwecken des Wettbewerbes unbefugt 
verwertet oder an andere mitteilt. 

DaO Zeituno;snachrichten \ür ilirer Ver()ftent- 
lichiin^ GeschältsLi-eheimnisse bilden, ist selbst- 
verständlich und bedarf keiner eingehenderen 
Begründung. Da nach § 9 Abs. 3 Zuwider- 
handlungen außerdem noch zum l>satze des 
entstandenen Schadens verpflichten, scheint uns 
ein wirksamer Schutz gegen die unbefugte Ver- 
wertung unveröffentlichter und urheberrechtlich 
nicht schutzfähiger Zeitungsbeiträge durch den 
§ 9 des Wettbewerbsgesetzes in jeder Weise 
hinreichend gewährleistet zu sein. 

3« Einzelne Artikel* 
§ 6. 

Nach den^ ersten Absatz des § 18 ist: 
„Zulässig der Abdruck eins einer Artikel 
aus Zeitungen, soweit die Artikel nicht mit einem 

4* 
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Vorbebalte der Rechte verseben sind; jedoch 
ist nur ein Abdruck gestattet, durch den der 
Sinn nicht entstellt wird. Bei dem Abdruck ist 
die Quelle deutlich anzugeben.** 

Zu den einzelnen Artikeln gehören alle 
Zeitungsbeitrage, die weder zn den Ausarbeitungen 
des Abs. 2 noch zu den vermischten Nachrichten 
oder Tagesneuigkeiten des Abs. 3 zu rechnen 
sind. Nach den ausführlichen tirörterungen der 
beiden letzten Parag^raphen glauben wir, uns 
auf diese negative Erklärung beschränken zu 
dürfen. Zusammenfassend wollen wir nur an 
diesem Orte noch einmal feststellen, daß wir 
unter einzelnen Artikeln solche Schriflzverke im 
Sinne der § 1 des Urheberrechtsgesetzes ver- 
stehen, die — hierin h'ei^^t die Abgrenzung von 
den vermischten iSachrichicn tatsächlichen Inhalts 
oder Tagesneuigkeiten — irgend eine Begeben- 
heit zum Ausgang-, funkle eines eigenen^ von 
jener Begebenheit nur inspirierten geistigen 
Produktion m.ichcn, ohne jedoch — hierin liegt 
die Abgrenzung von den Ausarbeitungen — ihrer 
Beschaffenheit nach den Zweck erkennen lassen, 
den Leser über bestimmte wissenschaftliche 
Fragen zu belehren oder feuilletonistisch zu 
unterhalten. Als einzelner Artikel kommen vor* 
nehmlich in Betracht die Leitartikel und sonstige 
Zeitungsbeiti^ge^), die die Erörterung der ÖffenU 
liehen AngeUgenheUen zum Gegenstande haben. 

Der von den Motiven zu dem Gesetz vom 
1 1. Juni 1870 aufgestellte, in seiner allgemeinen 
Fassung äußerst bedenkliche Grundsatz, im 
Zeitungswesen nmüsse das strenge Privatrecht 



Eine Beschränkung de« Schutzes aut «GruOere Mit- 
teilungen", wie § 7b de* Geseue« vom xi. Jant 1870 normiert 
findet «ich im heutigen Geieu nicht mehr. 
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des Autors dem BedOrfaisse des aligemelnen 

literarischen Verkehrs und den aus der publi- 
zistischen Natur der Zeitungen sich ergebenden 
Konsequ(!nzen weichen", hat bezüglich der 
einzelnen Artikel noch heiue seine volle Re- 
rechtigung. Dem p( )lit i -eben Tagesschriftstcller 
Hegt an einem Abdrucks verbot gewöhnlich gar- 
nichts. Im Gegenteil hat er an der gröl.itmög- 
lichen Verbreitung seiner politischen Ansichten 
lebhaftes Interesse und empfindet den Abdruck 
seiner Essays als erwünschte Würdigung seiner 
publizistischen Tätigkeit. So ist denn auch das 
Anbringen eines Vorbehalts der Rechte bei 
politischen Artikeln in Deutschland ganz unge- 
bräuchlich, dagegen ist ein Vermerk „Abdruck 
erwünscht** nicht selten. 

Unter Berücksichtigung der publizistischen 
Stellung der Zeitung einerseits, andererseits in 
Anerkennung^ der oft bedeutenden Geistesarbeit, 
die in solchen Zeitungsbeiträgen verkörpert ist, 
überläOt es das Urheberrechtsgesetz dem freien Be* 
lieben des Verfassers, ob er seinen einzelnen 
Artikel durch einen Vorbehalt schützen oder 
dem Abdruck freigeben will^. Um einem MiO- 
brauche der bei Fehlen des Vorbehalts bezüg- 
lich der einzelnen Artikel gew<ährten Abdrucks- 
freiheit vorzubeugen, hat das Gesetz ferner die 
Erlaubnis des Abdrucks an die Erfüllung be- 
stimmter Voraussetzungen geknüpft, die sich 
als Mittel zum Schutze der Interessen sowohl 
des Verfassers als auch der Originalzeitung in 
der Praxis durchaus bewährt haben. Diese 



2) Fehlt ein Vorbehalt, so ist der Abdruck cdUrtnuin frei- 
gegeben (ebenso ArxPBLD, Seite 159 No. 5). Die Ansicht 
Müllers (Seite 72), der Abdruck dürfe nur wiederum in einer 
Ztitung erfolgen, entbehrt jeder Begründung. 
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Voraussetzungen sind: Deutliche Angabe der 
Quelle^) und ein Abdruck durch den nicht der 
Sinn entstellt wird. 

lieber die Vorzüge, welche die Original- 
Zeitung durch die Zitierung erhält, ist bereits 
gesprochen worden 3). Es ist billigenswert, daO 
die Vorschrift des § i8 Abs. i diese VorzQge 
durch Normierung der Verpflichtung zu deut- 
licher Qaellenaogabe sichert. Mit einer Quellen* 
angäbe, die dem Durchschnittszeitungsleser un- 
verständlich bleibt, ist der Originalzeitung nicht 
gedient. Die Angabe der Anfangsbuchstaben 
wird in der Regel nicht genügen. Die Zitierung 
muO so deutlich sein, daß Verwechslungen aus- 
geschlossen sind. Die Bezeichnung „B. Z."*) 
ist beispielshalber nicht ausreichend, weil man 
nicht weiü, ob die Berliner Zeitung gemeint ist, 
oder die Bonner, Breslauer usw. Zeitung. Eben- 
so ist die Abkürzung „W. T. B. " (Wiener Tage- 
blatt, Wölfisches Telegraphen-Bureau?) unzu- 
lässig. 

Der Verpflichtung zu deutlicher Quellenangabe 
ist genüat, wenn dasjenige Blatt zitiert w ird, dem 
der Artikel unmittelbar entnommen ist. Auf die ur- 
sprüngliche Quelle braucht niclit zurückgegangen 
zu werden^). Diese muß angegeben werden, 
wenn sie von dem benutzten Blatte genannt ist. 
In diesem Falle ist aber unseres Eracbtens die 
Angabe der ursprOnglichen Quelle ausreichend. 

*) Die die deutliche Ang^al>e der Qaelle gebietende Vor- 
BchrÜt ist keine lex itnpcrfi'ct.1, vielmehr wird nach § 44 das 
sofjenannte .Plagiat" mit Geldstraff bis tu 150 Mark b«'straft. 
Vorsatz ist nicht erfurderlicli, es ßenüj;t l'^ührlässigkeii, da es 
sich um eine L'ebertrctun|][ hatulelt. Verg^l. ALLFBLD, Seite 36« 
No. 5, unrichtig VoiGTLASMUfiii, Seite 90. 

') Vergi. auch die tutreffena«ii Aunahrungen von FlSCHBX 
a. a. (). Slitc 77 ff. 

*) Vergl. FULO a. a. O., Seite 374 f. 
PtscRBB, Seite 80; ALt.PSLi>, Seite 16t No. 7. 
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Als fraglich kann es erscheinen, ob für die 
abdruckende Zettang die Verpflichtung besteht, 
außer der Originalzeitmig auch den Verfasser zu 
nennen, falls dessen Name bei dem übernomme- 
nen Artikel angegeben ist. In Uebcreinstimmung 
mit der in dem Kommissionsbericht vertretnen 
Ansicht ist diese Frage zu bejahen. Tritt der 
Verfasser mit seinem Namen hervor, so lenkt er 
einen groOen Teil der moralischen Verantwort- 
lichkeit von der Zeitung auf seine Person. Er 
wird hierfür gewichtige Gründe haben, und der 
abdruckenden Zeitung steht kein Recht zu, irgend- 
wie in die Willenssphäre des Verfassers störend 
einzudringen 2j. Die Verpflichtung zur Angabe 
des Namens bezieht sich nher nur auf einen 
bürgerlichen Namen, der bestimmt ist, die Per5;on 
des Verfassers zu individualisieren. Zeichen, 
Anfangsbuchstaben, angenommene phantastische 
Namen wie: Spectator, Monitor usw. brauchen 
nicht bei Wiederabdruck <^';enanni zu werden. 

Die Freigabe der einzelnen Ar tikel ist ferner 
an die Voraussetzung geknüpft, daß bei dem 
Abdruck nicht der Sinn eiUsielU wird 3). 
Aenderungen, besonders Kürzungen und Zu- 

^) a. a. O. Seite 30. .Auf d^r Paribtr! Konferenz ging; man 
von der Auffassunjj aus, daO die Qucllentinj^abc sich nicht bloß auf 
die Angabe des Namens der Zeitung, in welcher der betreffende 
Artikel erschienen ist, sondern, falls der Artikel geseichnet war, 
auch auf die Bvnmnung des Urheberi zu erstrecken habe. Unter 
Bezuc; nähme hierauf wurde aus der Mitte df-rReichstagskonim; sion 
die Frage aufgeworfen, ob auch der vom Entwurf vorgeschlagenen 
Verpflichtung cur Quellenangabe diese ausgedehnte Auslegung 
n geb«?n se.i. Von einem Vertreter der Reg^iening- wurde dar- 
auf erwidert, daO d«r Entwurf die Entscheidung darüber der 
Rechtssprechung überlassen habe. Nach seiner persönlichen An* 
steht nötij^e dl« \'erpflichtung zur Quellenangabe, auch den 
Namen desjenigen anzugeben, der den abgedruckten Artikel 
unterzeichnet hat." 

^ Vergl. auch Allfeld, Seite 161 unten. 

y Ein Abdruck unter vorsätzlicher Entstellung des Sinnes 
ist ab »Nachdrack* strafbar. 
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«ammeDfassu Ilgen sind erlaubt« Nur darf die 
Befugnis zum Abdruck nicht dazu mißbraucht 
werden, um die Ausführungen des Original- 
artikels in sinnentstellender Weise zu verdrehen 

und dem Verfasser Gedanken zu unterschieben, 
die in dem Artikel gamicbt zum Ausdruck ge- 
kommen sind. 

Die Abdrucksfreiheit entfällt, d.h. die einzelnen 
Artikel genießen den vollkommenen ihnen als 
Schriftwerken zukommenden Schutz wenn 
sie mit einem VorbehcUte der ReckU ver- 
sehen sind.^ 

Während nach § 7 b des Gesetzes vom i f. 
Juni 1870 der Vorbehalt der Rechte an der 
Spiiae der „größeren Mitteilungen** angebracht 
werden muOte, enthält das Gesetz vom 19. Juni 
1901 weder über den Ort noch über die Form 
des Vorbehalts bestimmte Vorschriften. Gleich- 
gültig ist es, ob der Vorbehalt an der Spitze 
oder dem Schlüsse des Artikels steht, gleich- 
gültig auch, welche Worte zur Sicherung der 
Rechte des Verfassers gebraucht werden (alle 
Rechte vorbehalten, Nachdruck verboten, un- 
berechtigte Vervielfältigung untersas^t usw.). Er« 
forderlich ist nur eine Bezeichnung, aus der 
deutlich — leicht verständliche Abkürzungen 
sind zulässig — die Tatsache des Vorbehalts 
zum Ausdruck kommt ^. Hat ein Artikel mehrere 
Portsetzungen, die als solche erkennbar sind, so 
genügt ein bei dem ersten Artikel angebrachter 

*) Dieser Schutz best lit auch, wenn (1er Artil ' 1 \\ t-vjcn 
ge»etzwidrit{en Inhalts verboten ist. Auf den Charakter des 
Werkes kommt es nicht an. (Ver^U Allpeld, Seite 98^39.) 

^ Aus Zeitschriften dürfen , einreine Artik* 1" überhaupt 
nicht abgedruckt werden. Eines Vorbehalts der Rechte bedarf 
es also hif*r nicht; vergl. oben Seite $1/39» 

^ Vergl. ALLFSLOy Seite 160 No. 5. 
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Vorbehalt zum Schutze der übrigen. Selbst- 
verständlich hat ('in erst am SchluO einer 
Artikelserie angebrachter Vorbehalt bezüglich 
der vorher erschienenen Artikel nur die Bedeutung, 
daO ein Jtün//t£^er Abdruck uoerlaabt ist^). Eiv 
Schemen die ersten Artikel ohne Vorbehalt, so 
steht ihrem Abdrucke nichts entgegen-). Eine 
Verpflichtung abzuwarten, ob etwa am Schluß 
der Serie der Vorbehalt nachgeholt wird, besteht 
nicht. 

Als ausreichende Erklärung des Vorbehalts 

ist es auch anzusehen, wenn die Artikel, bezüg- 
lich derer der Vorbehalt gemacht wird, mit einem 
deutlichen Zeichen (z. B. einem Stern) versehen 
sind, das an einer leicht in die Augen fallenden 
Stelle erklärt wird. Nach der Bedeutung eines 
Zeichens lange zu suchen, kann einer Zeitung 
nicht zugemutet Werden '^). 

Der Vorbehalt muO sich speziell auf einen 
besf!?nniien Artikel beziehen. Ein allgemeiner 
Vorbelialt an der Spitze der Zeituni^, durch den 
allen in di-r beireffenden Nummer entlialtenen 
Artikeln gegenüber der Nachdruck verboten wird, 
ist Kvirkungslos^). 

4. Amtliche Schrillen, Vorträge uod Reden. 

§ 6. 

Bei unsern Untersuchungen über die einzelnen 
Bestimmungen des § hj haben wir als Voraus- 
setzung eines urheberreeliilichen Schutzes wieder- 
holt den Umstand liervorgehoben, tiaU der in Frage 
stehende Zeitungsbeitrag nach den allgemeinen 

') Verg". AL1*ntLD, Seite 160 Nr. 5. 

3) Begründung Seite 38, Müllee a. a. O., Seite 73. 

Kommiittionebericht Seite 31. 
Ö Allfsld^ Seite i6q No. 5, MÜU.BR, Seite 7« oben. 
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Grundsätzen des Urheberrechts geschützt wird. 
Es ergibt sich hieraus die Notwendigkeit, in den 
Kreis unserer Betrachtungen außer dem § i8 
auch noch sonstige Paragraphen des Urheber- 
TechtsgesetseszQ ziehen,itt denen auspublizistischen 
RQcksichten gewissen an sich schutzfähigen 
geistigen Produkten kraft Ausnahmebestimmung 
der urheberrechtliche Schutz versagt wird. 
Nach § i6 ist 

zulässig der Abdruck von GesetzbOchem, 
Gesetzen, Verordnungen, amtlichen Erlassen 
und Entscheidungen sowie von anderen 
zum amtlichen Gebrauche hergestellten amt- 
lichen Schriften. 

Der Begriff der ^fieseishüchtr^ Gesetze^) 
und Verordnungen^ ist leicht verständlich und 
bedarf keiner weiteren Ausführung, natürHch 
handelt es sich um pubh'zierte Gesetze usw. Die 
Entwürfe, Materialien, Motive genießen allgemeinen 
Schutz, sofern sie nicht zu der Klasse der 
^anderen amtlichen Schriften"* zu zählen sind. 

Amtliche Erlasse und Entscheidungen sind 
behördliche Veröffentlichungen. Es ist nicht 
erforderlich, daß die Behörde eine staatliche ist; 
der § i6 bezieht sich in gleicherweise auf die 

amtlichen städtischen und kirchlichen Erlas«?e. 
Auch Hirtenbriefe^) z. B. können abgednu kt 
werden. Nicht jede behördliche Veröffentlichung 
fällt unter § i6, sondern nur eine solche, welche 
zu den der betreffenden Behörde kraft ihres 
Amtes obliegenden Pflichten gehört 3). Nicht 

I) Bezüglich der hier wcnis; intereasierenden GttttM* 
sammlungm verjfl. ALi.FBi«i>, Seite 149 No. 3, SiirAUBS| 
Seite 25. 

*) ALtPBLD, Seite 150 No. 4 b. 

DAiiMCfl, 50 Gutachten a. «. O., Seite 73 und 81. 
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dem Abdrucke freige^j;^f»1^eTi sind nlso wissen- 
schriftliche Publikationen, die nur im Autu;i^c 
einer Behörde verfaßt sind. Urteile der (jerichJe 
aber können trotz der in den Entscht idunL s- 
gründen enthaltenen oft sehr wertvollen geistigen 
Arbeit als „amtliche Entscheidungen" stets ab- 
gedruckt werden, jedoch nur die Urteile als 
solche. Macht eine Zeitung ein gerichtliches 
Urteil zum Ausgangspunkt ctg^ener wissenschaft- 
licher oder kritischer Bemerkung en, so sind diese 
als »Ausarbeitung** bezw. ,,ArtikeU^ gemäfi § i8 
geschützt 1). 

Das Reichsgericht hatte sich in letzter Zeit 
wiederholt mit dem Nachdrucke von Gerichts- 
entscheidungen zu beschäftigen und hob die 
freisprechenden Urteile der Strafkammern fast 
stets mit der in der Entscheidung vom 24, Ok- 
tober 1902 (vergl. Hanauer a. a. O., Seite 151) 
angegebenen BegrQndung auf, der Wiedergabe 
des Inhalts einer gerichtlichen Entscheidung, 
welche erkennbar den Zweck verfolge, zum 
Verständnisse einer gesetzlichen Vorschrift bei- 
zutragen und sie so dem Interessentt nkreisr- zu- 
gänglich 711 machen, lasse sich der l liar.ikter 
der Wissenschaftiichkeit nicht von vornherein 
absprechen. Diese Begründung ist keineswegs 
einwandfrei. Denn der (Charakter der Wissen- 
schaklichkeit allein ist nicht entscheidend, maß- 
gebend ist vielmehr vor allem die Frage, ob 
die Bearbeitung der Entscheidung als ein Pro- 

^) Hierlu!r gfehörcn « Tl. <lit- anlaOüch des Erscheinen* eines 
npucn Bandes von Reichsgerichtsentscheidunjjen in der Deutschen 
Jiiristen-Zeitnnf veröffentlichten kritischen Betrachtungen. Die 
blofie KQrzung^ einer Gerichtsentscheidun]; dagegfen oder ihre 
stilistische Aafputzung durch einige hergebrachte einleitende 
Worte wie: ,einp liir alle Krpise übcravH interessante Knt- 
scheidanff fällte das Reichsgericht" usw. begründet keinen ur- 
hebemchtlichen Schate. 
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dukt individaeller geistiger Tätigkeit anzusehen 

ist oder nicht. 

Bei den üblichen, in den Zeitungen mitge- 
teilten Urteilen ist dies nicht der Fall. Den 
Versuchen der sogenannten ,,Entscheidungs- 
Korrespondenzen^^, die kraft Ausnahmebestim- 
mung urheberrechtlich nicht geschützte geistige 
Arbeit der Urteilsfasser ihren gewerblichen 
Zwecken in der Weise nutzbar zu machen, daß 
sie ihre Urteilsstilisierungen für geschützte Aus- 
arbeitungen wissenscbaftliclu-n Inhalts erklären 
und bei Abdruck mit Strafanzeige drohen, kann 
seitens der Redaktionen nicht energisch genug 
entgegengetreten werden. 

Der Begriff der „anrfern amtlichen 
Schrif/e?i^^ deckt sich ungefähr mit dem der in 
§ yc des Gesetzes vom i r. Juni 1870 dem Ab- 
druck freigegebenen „öffentlichen Aktenstücke und 
Verhandlungen aller Art." Zu diesen rechnete 
Dambach 1) „jedes Schriftstück, welches eine 
öffentliche Behörde oder ein öffentlicher Beamter 
über einen amtlichen Gegenstand aus amtlicher 
Veranlassung verfaßt*\ namentlich j^amtliche 
'Denkschriften, Entwürfe^ Gutachten, Rechts- 
schriften, Berichte, Protokolle, Bescheide.^^ Aber 
nur die von einer öffeniHehen Behörde oder einem 
Öffenf liehen Beamten verfaßten Schriften — z. B. 
das von dem Mi^T^ede eines MedizinalkoUegiums*^ 
erstattete Gütachten — sind als amtliche 
Schriften schutzlos. Der § 16 umfaOt nicht wie 
der § 7c des früheren Urhebergesetzes den 
Gesamtinhalt der ^öffentlichen Aktenstücke**, so 



^) Die Gesetzeebang^ des Norddeutschen Bundes a. a. O., 
Seite 93; verffl. auch £'nAicAeiV/. <ic« Jieichs-Oi>er-JIanäeUgerickis 

Bd. 25 S<'ite 8v 

^) Kommissionsbericht Seite 24. 
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daß die Privatperson, welche wissenschaftliche 
Sachverständigengutachten zu den Akten über- 
gibt, dadurch nicht des Rechts auf urheber- 
rechtlichen Schutz verlustig^ ^ehti). Ebenso 
sind auch die privaten Pateiubesclneibungen 
geschützt, solange sie nicht in die amtliche 
„Patentschrift aufgenommen sind^). 

Als eine „amtliche Schrift^' gilt ferner ein 
Schriftwerk nur dann, wenn es zum amiHchen 
Gebrauche hergestellt ist. Unter den § x6 
fällt aber nicht eine zwar behördliche^ 
aber zum Gebrauche für das Publikum be* 
stimmte Publikation. Würde eine Zeitung 
z.B. den von der Generalverwaltung der könig- 
lichen Musseen zu Berlin herausgegebenen 
,,Fubrer durch das „Kaiser Friedri h Museum" 
abdrucken und ihren Lesern als Gratisbeilage 
vernbfoigen, SO würde sie sich des Nachdrucks 
schuldig machen. 

Eine bedeutsame Erweiterung der Abdrucks- 
freiheit im Zeitunc^swcsen den Bestimmungen des 
§ l8 gegenüber ergibt sich sodann aus den 
Vorschriften des § 17. Nachdem ersten Absatz 
dieses Paragraphen ist zulässig: 

,,die Wiedergabe eines Vortrages oder 
einer Rede in Zeitungen oder Zeitschriften, 
sofern der Vortrag oder die Rede Bestand- 
teil einer öffentlichen Verhandlung ist." 

Eine Verhandlung ist eine Veranstaltung, bei 
der eine Personeamehrheit zugegen ist und 



Vftrgl. Allfkld, Seite 151 bb. 
*) Vergl. du; ausführlichen Untersuchungen von SlNAUER, 
Seite 24—30; auch Katz: Ist die Vervidiältiguog der Beilagen 
der ausgelegten Patentsmmeldunffen usw. nach dem fintwarfe 
des Urhebcrn chtsgesetzes gestatt • ' in de: Zeitschrift „Gewerb- 
licher Rechtsschutz und Urheberreclit", 6.Jaiirgang, Berlin 1901, 
Seite 89 ff. 
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bestimmte Aogelegcnheiteo in Rede und Gegen- 
rede zur ErörteniDg kommen. Es muO eine 
Debatte stattfinden oder doch wenigstens vor* 
gesehen sein« Der Abdrucksfretheit steht also 
nicht der Umstand entgegen, daß tatsächlich 
keine Diskussion stattfand. Dagegen werden 
Vorträge oder Reden nicht dadurch zum Bestand- 
teil einer Verhandlung, daß jemand zufällig und 
unbe^gt an diese eine Debatte knüpft i). 

Eine Verhandlung ist Öffmilich, wenn jeder* 
mann der Zutritt freisteht. Der Begriff der 
OefFentlichkeit entfällt jedoch nicht schon dann, 
wenn aus gewissen Gründen bestimmten Personen 
(z. B. Frauen oder Kindern) der Zutritt verwehrt 
ist. Eine ,,öffentliche^^ Verhandlung braucht 
nicht die Besprechung öffentlicher Angelegen- 
heiten zum Gegenstande zu haben; nicht nur 
politische, sondern auch wissenschaftliche usw. 
Versammking^en sind öffentlich im Sinne des 
§ 17, sofern die sonstigen Voraussetzungen der 
Oeffentlichkeit vorliegen 2). 

In der Reichötagskommission-^) wurde im Laute 
der Beratung von verschiedenen Seiten die Frage 
aufgeworfen, ob die Redeii^ die ein Monarch 
oder ft 'm. Minister bei Gelegenheiten halte, die nicht 
als öffentliche Verhandlungen angesehen werden 
können (Vereidigung der Rekruten, Gastmahlern) 
nachgedruckt werden dürfen, wiewohl auch 
diese Reden oit dem Zwecke der Belehrung 
dienten. 

Zur Beantwortung dieser Frage gab der 
Herr Staatssekretär die Erklärung ab, daO nach 



>) So ricbtig^ Allfbld, Seite 154 c, anderer Heinang und 
unrichtig Müllsr, Seite 67* 

J VergL Allfblih Seite 153/154. 
*) Bericht der KommiMion Seite a6. 



üiyuizeü by GoOglc 



der Autiassung der Regierung Reden von 
Monarchen und Ministern nicht unter das Gesetz 
fielen. Auch bisher sei solchen Reden niemals 
der Schutz des Urheberrechts zugesprochen 
worden. 

Die Kommission schloß sich einstimmig 
dieser Auffassung an und einigte sich dahin^ dafi 
Reden von Monarchen und Ministem nicht unter 
dem Schutze des Urheberrechts stehen, daft 
sie vielmehr fQr den Abdruck vollständig frei 
sind. 

Daß die Ansicht der Kommission in dem 
Gesetz irgend welchen erkennbaren Ausdruck 
gefunden hat, kann nicht behauptet werden, doch 
werden sich Schwierigkeiten aus dem Mangel 
einer positiven Bestimmung für die Praxis nicht 
ergeben, da die Vervielfältigung der in Frage 
stehenden Reden stets dem Willen der Redner 
entsprechen wird^). 

Der Abdruck der Vorträge und Reden im Sinne 
des § 17 Abs. i ist nur in Zeiiungen oder Zeit- 
schriften gestattet. Unzulässig wäre also auch 
die Vervielfältigung in einer der Zeitung als 
Sonderbeilage beigegebenen Broschöre. 

Nach dem 2. Absatz des § 17 ist zulässige 
„Die Ver^'ielfältigung von VortrrVj-en oder Reden, 
die bei den Verhandlungen der Gerichte, der 
|)olitischen, kommunalen und kirchlichen Ver- 
tretungen gehalten werden. 

Eine Reschränknng der Ahdriu k.^h «^ilieit auf 
Zeitungen oder Zeitschriften llnUet hier nicht 
statt. Der Begriff der Gerichte ist weit zu 
fassen. Die zitierte Bestiuiiiiung des § 17 be- 
zieht sicli nicht nur auf Zivil- oder Strafgerichte^ 

1) VergU Allpblp, Seite 155, MOllsb, Seit« 68. 
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Sündern auch auf Verwaltunos-, Gewerbe-, Kauf- 
mannsgerichte, Gerichte beim Patentamt, beim 
Reichsversicberungsamt usw. 

Als politische Vertretungen kommen in Be- 
tracht: Der Reichstag, die Landtage, die 
Provinztal-, Kreis- und Distriktsvertretungen; als 
kommunale: Magistrate, Stadtverordneten- 
koUegien usw., als kircMicke: Gemeindevertre* 
fangen, Synoden usw. 

Vorträge und Reden im Sinne des § 17 
Abs. I und 2 1) dQrfen nur als solche abgedruckt 
Averdeo, d. h. nur in der Form in der sie ge- 
halten werden. Auch der Abdruck gekürzter 
Reden und Vorträge ist zulässig, jedoch nickt 
eine abgekürzte Bearbeitung'^), Die in den 
ZfM'tungen enthaltenen Parlamenisberichte^w^^^ 
meist das Wesentliche der Verbandlungen heraus- 
greiicn und durch verbindende Worte zu einem 
zusammenhängenden Ganzen gestalten, fallen 
deshalb nicht unter den § 17, charakterisieren 
sich vielmehr als bedingt geschützte „Artikel" 
im Sinne des § 18 Abs. i. 

Berichte über wissenschaftliche Vorträge, die 
Bestandteile ciacr öffentlichen Verhandlung sind, 
werden sich auch häufig als „Ausarbeitungen" 
im Sinne des § 18 Abs. 2 darstellen. 

Die üblichen Gerichtsberichte dagegen sind 
unseres Erachtens dem Abdruck freigeg"eben; 
denn sie beschränken sich auf die Wiedergabe 
bestimmter Tatsachen mit oder ohne stilistische 



1) Die Bestinmaiiif des Abs. 3, daO die Vervielfältisfungr 
unzulässig ist, wenn sie in einer Sammlung erfolgt, die der 
Hauptsache nach Reden desseiben Verfassers enthält, interessiert 
im Rahmen unserer Abhandlung^ wenig. 

f) Vergl. Allfbld, Seite 153 iTo. a, Müller, Seite 69, 
Mottye, Seite 27. Diese Grundsätze gelten auch f&r eine in 
•öffentlicher GerichtssiUong mttndlich pnblisierCe Bntecheidnng; 
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Vcrbrciniuni,'^ und können deshalb als „vermischte 
Nachrichten tatsächlichen Inhalts" abgedruckt 
werden. Die üblichen Parlamentsberichte 
können als vermischte Nachrichten tatsächlichen 
Inhalts deshalb nicht angesehen werden, weil sie 
nicht den Zweck haben, bestimmte Tatsachen, 
sondern die Gedanken der parlamentarischen 
Redner in individueller Bearbeitung mitzuteilen. 
So erstreckt sich denn auch die den gewöhnlichen * 
Gerichtsberichten ge^^enOber regelmäßig zu ge- 
währende Abdrucksfreiheit nicht auf ^Bear« 
beitungen* großer PiaidoyerS) auf ProzeOglossen, 
ProzeOstimmungsbilder usw. Diese sind als 
* Ausarbeitungen unbedingt bezw. als Artikel be- 
dingt geschützt 

5. Enüehnuiigeii. 

Erfüllt ein Zeitungsbeitra^ die Bedingungen, 
an die § 18 seine Schutzfähigkeit knüpft, so ist 
nicht nur der Abdruck des gesamten Artikels, 
sondern auch die teilweise Vervielfältigung un- 
zulässig. Diese jedoch ist scharf zu unter- 
scheiden von der sogenannten Bnitehnungy deren 
nähere Voraussetzungen im § 19 des Urheber- 
rechtsgesetzes normiert sind. Nach §19 ist die 
Vervielfältigung eines an sich schutzfähigen 
Geistesproduktes zulässig, wenn einzelne 
Stellen oder kleinere Teile eines Schrift- 
werkes, eines Vortrags oder einer Rede 
nach der Veröffentlichung in einer selbst- 
siandigen literarischen Arbeit anj^eführt 
werden^)* Das Recht des „Zitierens'' fremder 

^) Nftch % 35 roufl die Qu«//« bei jeder Entleboang deutlich 
•ngegeben werden. 

5 
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geistiger lirzeugnisse nach ihrer VerüffentUchung 
ist wie Dambach 1) treffend ausführt, notwendig 
„im Interesse der freien wissenschaftlichea 
Forschung, der Fortentwicklimgr der Literatur, 
der Erziehung und Bildung des Volkes Von 
diesem Rechte müssen die Zeitungen, welche 
fflr einen großen Teil der Bevölkerung die einzige 
geistige Nahrung bilden, die einzigen Vermittler 
der fortschreitenden geistigen Kultur sind, in 
gewissenhafter Erfüllung der ihnen obliegenden 
publizistischen Pflichten den ergiebigsten Gebrauch 
machen. Sie müssen die Erscheinungen des 
Büchermarkts kritisch beleuchten, zu Aufsätzen 
anderer Blätter, die Fragen von allgemeinem 
Interesse erörtern, Stellung nehmen und in dieser 
Tätigkeit zur Einfühnincr des Lesers in den 
behandeltf^n Stoff li.Luli^ einige besonders 
char ikteristische Stellea des zu kritisierenden 
Werkes im Wortlaute anführen. DaO derartige 
Besprechunp^en in den meisten Fällen keineswegs 
eine teilweise unerlaubte Vervielfältigung des 
fremden Geistesproduktes bezwecken, scheint uns 
zweifellos. Leider aber ist die Rechtsprechung 
des Reichsgerichts unter Verkennung der wich- 
tigen Obliegenheiten der Presse als „Lebens- 
element der neueren 2^it**') eher geneigt, einen 
strafbaren Nachdruck der zitierten Stellen anzu- 
nehmen^ als den zitierten Stellen den Charakter 
einer selbständigen literarischen Arbeit zuzu- 
sprechen. 

Einen deutlichen Beweis dieser unseres Er- 
achtens keineswegs billigeaswerten Ansicht 



*) Gesetzgebung des norddeutschen Bundes Seite 78. 

*) BBTDBMANN • Dambach , Preufltsche Nachdracksgesetz- 
gthmg a. a. O. Seite 97. 
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bietet das in den Iintscheidung-en des Reirlis- 
gerichts in Strafsachen Hand 37 Heft 2 unter 
No. 95 (Seite 294) mitgeteilte Urteil 1). Gegen 
dieses Urteil wendet sich auch Gallt-) und 
meint zutreffend, „man soilte unter Berücksichti- 
gung" eingewurzelter Gepflogenheiten der Tages- 
presse zu der Feststellung einer unter dem 
äußeren Anschein einer Besprechung beab- 
sichtigten VerbreitUDg des Werkes nur da 
gelangen, wo fflr Annahme eines derartigen 
regelmäßig fekienäenVorsaXtca zureichende Aii> 
haltsponkte gegeben seien.** 

Zulässig ist die Entlehnung einzelner Stellen 
•oder kleiner Teüe eines Schriftwerkes, nicht je* 
doch einzelner ganzer Aufsätze, wenn auch deren 
Umfang^ nur gering ist. Derartige einzelne Auf- 
sätze dürfen nach § 19 Ziffer 2 in eine sMsi- 
ständige wissensekafiiieke ^r^^V aufgenommen 
werden. Als eine solche aber kommt die Zeitun|f 
als Ganzes nicht in Betracht I^. 



D(?r Referendar Dr. H. hatte in den ,PreuOischen Jahr- 
bikchern'- einen sechs Seiten lanjren Artikel «über die Aussichten 
der jungen Juristen* verAffentncht. Die .Kölnische Volks- 
zeitutig" h.tttc in einer tJrL-iOig Zeilen langf-n Xotiz auf difsrn 
Artikel aufmerksam gemacht und einer der H.schen Schrift 
entnommenen Tabelle eigene Betrachtung^en Aber die Amstichten 
der junjjcn Juristfn hin/ujjfefüjjt. Die Strafkammer des Kölner 
Landgerichts sprach den verantwortlictnMi Redakteur fr<-ri, das 
Reichegerichta aber hob das Urteil auf mit der Be^nin lung, 
es liege eine strafbare teilweise Vervielfältigung, keine Ent- 
lehnung im Sinne des § 19 des Urheberrechtsgesetzes vor, ein 
besonderes Recht der Tagespresse, Mitteilungen, wie sie sonst 
nach dem Gesetze vom 19. Juni 1901 verboten seien, so 
machen, fUlt nur damit der Aufgabe der Tai^r^btttter redient 
werde, Beiprechunjj<^n im Intfress«» der All^i meinlieit ocb-r der 
Le^er oder gewisser Kreise der letzteren zu bringen, sei aus dem 
Gesetse nicht au entnehiiMn, 

^ In der Deataehen Juriatena eitan^ Berlin 1905 No» 5 Seite 

337/238. 

*) Verfl. WACUTBR a. a. O., Seite 301, Dambach, Gesetzgebung 
Seite 8f, Allfblo^ Seite 170 oben» Voigtlabiidbr, Seite 96. 

$* 
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6. Inserate. 

& 8. 

Die Vorschriften des § i8 beziehen sich auf 
den gesamten Zeitung^sinhalt, d. h. nicht nur auf 
den redaktionellen, sondern in gleicher Weise 
auch auf den Inseraten -Teil. Einen urheber- 
rechtlichen Schutz können allerdings Inserate in 
der Regel nicht beanspruchen, weil sie sich 
ihrem Wesen nach nicht als Erzeugnisse indi- 
vidueller geistiger Tätigkeit darstellen^), vieU 
mebr in der fiberwiegenden Zahl der Fälle die 
Mitteilung bestimmter Tatsachen bezwecken und 
deshalb der Klasse der «vermischten Nach* 
richten tatsächlichen Inhalts oder Tagesneuig«* 
keiten** uoterzuordnen sind. So können unseres 
Erachtens humoristische Pamtlienanzeigen, ge- 
reimte Geschäftsprospekte usw. als vermischte 
Nachrichten tatsächlichen Inhalts stets abge- 
druckt werden. Zu bedenken ist auch, daß aus 
erklärlichen Gründen gegen eine möglichst 
große Verbreitung von Inseraten kaum jemals 
Einspruch erhoben werden wird. Charakterisiert 
sich aber ein Reklamegedicht^), -Feuilleton oder 
-Artikel alR selbständige Schöpfuni^, die nur 
einen Hinweis auf das betreffende Geschält ent- 
halt oder lediglich gewisse geschäftliche Tat- 
sachen zum Ausgangspunkte eigener geistiger 
Produktionen macht, so kann diesen Schrift- 
werken der ihnen als „Ausarbeitungen** oder 
„einzelnen Aitikchi ' zukommende Scliutz nicht 
deshalb abgesprochen werden, weil sie im In- 



0 JoLLY a.a. O. Seite jiy, KORt,vir, Atttorreeht Seite 393; 

WÄCHTER a. a. O. Seite 58; Scheele a. a. O. Seitn 8; All> 
PBLD Seite 144-, Bfrichl der Kofftm?ssion a. a. O. SritK 2% 

*) Man denke an diu bekunaten Reklamcgedichte der 
.Gol4en«n tift*. 
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Senaten- und nicht im redaktioaeüea Teile der 
Zeitung erschienen sind. 

Größere Bedeutung- haben die Inserate als 
Gegenstand des gewerblichen Rechisschuises, 
Meist nämlich wird der Abdruck von Inseraten 
sich als uiilauierer Weitbewerb gemäß § i des 
Wettbewerbsgesetzes darstellen. ICin viel zum 
Inserieren benutztes Blatt ist einer jj^roßen Ver- 
breitung gewiü und macht sich allein wegen 
des Annoncenteils vielen Lesern unentbehrlich. 
Es ist natürlich, daO das inserierende Publikum 
von der besonderen Wirksamkeit der in ein 
beliebtes Annoncenorgan eingerückten Anzeigen 
überzeugt ist. Druckt nun eine Konkurrenz* 
zeitung die Inserate einer anderen Zeitung ab, 
80 ruft sie die Ueberzeugung hervor, daß ihre 
Bedeutung als bevorzugtes Inaertionsorgan der 
der anderen Zeitung nicht nachstehe, gibt der 
Vermutung Raum^ daÜ den bei ihr eingerückten 
Annoncen ein gleich guter Erfolg gesichert ist, 
und erweckt so mit Rücksicht auf die billigeren 
AnzeigegebQhren, den niedrigeren Abonnements- 
preis oder sonstige Vorzüge den Anschein eines 
besonder' s günstigen Angebots. 

Die Frage, ob in der Aufnahme (lerruti^er 
yyFüLliTiserate^^ eine Veransta/tufig im Sinne 
des § I zu erblicken ist, ist von der Praxis in 
einheitlicher Rechtsprechung^ bejaht worden. 
Von besonderer Wichtigkeit ist die schon er- 
wähnte Reichsgerichtsentscheidung vom 5. März 
1901.!) Es heißt dort: „Daß der in einer Zei- 
tung eriolgte Abdruck von Inseraten aus einer 
anderen Zeitung als eine V^eranstaltung im Sinne 

') Vergl. BiRKBNBiHL, Der unlaatera Wettbewerb erläutert 
durch die Rechtsprechung snm R.-G. Yom sj, Mai 1896, Januar 
1902 Seite 13 Nr. a6k 
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des Abs. 4 des § i aufgefaüt werden kann^ 
unterliegt keinem Bedenken; denn da das Gesetz 
von bildlichen Darstellungen und sonstigen Ver- 
anstaltungen spricht und die Gleichstellung der- 
selben mit den eigentlichen Any^aben auf der 
Wahrnehmung des Gesetzgebers beruht, daß 
die unlautere Reklame sich nicht nur münd- 
licher und schriftlicher Mitteilungen bedient, um 
den Anschein eines besonders günstigen An* 
gebots hervorzurufen, sondern zu diesem Zwecke 
auch bildliche und sonstige symbolische, graphi- 
sche Darstellungen benutzt, sind unter Veran^ 
staltungen überhaupt in die äußere Erschebung 
tretende Kundgebungen zu verstehen. Es kann 
daher, wenn auch im übrigen die Voraussetzung 
gen der letzten Bestimmung gegeben sind, wenn 
insbesondere die Autnahme der Inserate geeignet 
ist, den Anschein eines besonders günstigen An*« 
gebots hervorzurufen, von einem interessierten 
Gewerbetreibenden der Anspruch auf Unter- 
lassung des Abdrucks solcher Inserate mit Er- 
folg geltend gemacht werden." 

Wie die Aufnahme aller Füllinserate kann 
trotz der Bestimmung des § i6 des Urheber- 
rechtsgesetzes vom Standpunkt des unlauteren 
Wettbewerbs insbesondere auch unzulässig sein: 
der Abdruck behördlicher Afi2e7's^e?i aus einem 
Blatte, dem als amtlichem Publikationsorgane 
diese ausdrücklich zugewiesen sind. 

7« Titel und UntertiteL 
§ «. 

Dem lYiel einer Zeitung ist ein urheber- 
rechtlicher Schutz nicht zuzusprechen, weil ihm 
die Eigenschaften eines Schriftwerkes fehlen. 
Der Titel ist lediglich eine Bes^icknungy keine 
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kfiostlerische Gedaakendarstellung i), mag zvt 
seiner Bildnng auch noch so groOe Gdstes- 
arbeit aufgewendet sein. Der Titel ist auch 
nicht als schutzberechtigter Bestandteil eines 
Ganzen anzusehen. Die Ansicht Schäfers 
«der bloße Titel eines Werkes genieße als in- 
tegrierender Bestandteil desselben den gleichen 
Rechtsschutz g^en Nachbildung im Wege der 
Vervielfältigung^ wie das Werk selbst als ganzes% 
ist durchaus irrig. 3) 

2^itungstitel sind keine lVaren0e$cAs»^) und 
können nicht als solche geschützt werden. Denn, 
wie das Reichsgericht zutreffend ausführt, sind 

„Warenzeichen Merkzeichen, durch welche kennt- 
lich ^^emncht werden soll, daß die mit ihnen 
versehene Ware aus der Fabrik oder dem 
Gt'srhäft eines bestimmten Gewerbetreibenden 
stammt. Der Titel einer Zeitung hat jedoch 
eine völlig andere Bedeutung^. Er ist ihr Name^ 
den sie führen muß. Der Titel soll ferner nicht, 
wie das Warenzeichen, auf einen bestimmten 
Geschäftsbetrieb hinweisen, vielmehr dazu die- 
nen, das journalistische Unternehmen in seiner 
Individualität zu kennzeichnen und zi^leich es 
zu ermöglichen^ mit diesem Unternehmen in 
Verbindung zu treten. . . 



») Kohler, Autorrecht Seltr V i ; WAcHTBR, Autorr r I f 
Seit« 51 i Allfslo Seite 45; Sinauer Seite 41; KOUI.EK, 
Ueber aas Redit an ZdtwiKMattkeln, Separatabdrack atit dem 
Zentralblatt für die juristische' Praxis von Heli-RR, Wien 
Seite 2\ Brandis, Recntsschutx der Zeitung»* un<i liOchertitelf 
Berlin 1898 Seite |3. 

„Gewährt tlas Urhebcrrechtsgeseti einen Schutz Kceen 
unbeiugte Titelentnahmen ?" in der Zeitschrilt •Gewerblicher 
Rechtsschttts nnd Urheberrecbt*, BerUn 1903, & Jahr^aag^ Nr. i 
Seite 9. 

*) Vergl. SiNAUER Seite 43. 

^) Brandis a. a. O. Seite 16 fT.; Entscheidungen d«t Reicht- 
gcrichts in Strafaachen Band a8 Seite aSoff. 
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Sedes materiae für deQ ScbuU der Zeitungs- 
titel Ist der § 8 des Gesetzes zur Bekämpfung 
des unlauteren Wettbewerbs, der lautet: 

„Wer im geschäftlichen Verkehr einen 
Namen, eine Firma oder die besondere 
Bezeichnung eines Ervverbsgeschäfts, eines 
gewerblichen Unternehmens oder einer 
Druckschrtft in einer Weise benutzt, 
welche darauf berechnet ist, Vermchs^ 
lungen mit dem Namen, der Firma oder 
der besonderen Bezeichnung hervorzurufen, 
deren sich ein anderes befugterwetse be- 
dient, ist diesem zum Ersätze des Schadens 
verpflichtet. Auch kann der Anspruch auf 
Unterlassung der mißbräuchlichen Art der 
Benutzung geltend gemacht werden." 

Unzulässig ist nicht die Benutzung eines Zei- 
tungstitels schlechthin, sondern nur diejenige, 
welche geeignet ist, Verwechslungen hervorzu* 
l'ufen. Es ist also gestattet, mit dem Titel 
einer Zeitung eine Novelle, ein Theaterstück, 
ein Buch zu bezeichnen. Auch steht dem nichts 
im Wege, den Titel einer Pachzeitschriit der 
Beilage einer Zeitung als Namen zu geben, 
%* B. eine juristische Beilage „das Rechf, 
„Gesetz und Recht", eine medizinische „medi- 
zinische Wochenschrift** usw. zu nennen. Voraus- 
setzung des Schutzes ist, daß der Titel ein in- 
dividuelles, eig'en.irtiges Geprägte hat. Allgemeine 
Bezeichnungen wie Tageblatt, Anzeiger, Neueste 
Nachrichten ohne' die individualisierende Orts- 
bezeichnung kommen als Gegenstand desSchutzes 
nicht in Betracht.^) 



>) MOllbr, Unlauterer Wettbewerb a. a. O« Seit« ijo. 
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Für die Frage» welche Titclbcnutzung Ver- 
wechslungen hervoreunifen geeignet ist, sind die 
verschiedensten Momente, von Bedeutung. Zu 

berücksichtigen ist in erster Reihe der lohalt 
der Zeitungi femer der Ort des Erscheinens, 
die Anordnung des redaktionellen StoiTes, die 
Art des Druckes, das Format und die Be- 
schaffenheit des Zeitungskopfes. Die Anwende 
barkeit entfällt nicht, wenn bei einem gewissen 
Grade sorgfältig"er Beobachtung^ eine Verwechs- 
lung ausgeschlossen ist. Dem Publikum ist die 
Anwendung dieser Sorgfalt mcl.t zuzumuten. 
Unzulässig wäre z. B. der 1 itel : „Berliner 
kleines Journal" neben dem „Kleinen Journal", 
„Berliner Naciirichten" neben den „Berliner 
Neuesten Nachrichten", „Neues Berliner Tage- 
blatt" neben dem „Berliner Tageblatt". 

Als unerlaubte Benutzung stellt sich auch 
eine zu Verwechslungen Anlaü gebende Ver- 
änderung des Titels dar. So ist nicht zuzu- 
lassen der Titel: nTages-Rundscbau** neben der 
„Täglichen Rundschau**, ^Berliner Zeitung am 
Abend** neben «Berliner Abendzeitung" usw.^) 

Als fraglich kann es erscheinen« ob durch 
den § 8 des Wettbewerbsgesetzes nicht nur 
die Haupttttel der Zeitungeui sondern auch die 
anir Bezeichnung bestimmter Rubriken verwen- 



IntPrpssnntp R-ispiele aus dei fi an/.ösischen Praxis ent- 
halt POUU^LET, Traite des Maiquc^ de Fabriqu« et de la Con- 
currencr deloyale 4. Aufl., Paris i8<)S, Nr. 639 ff., und Allart, 
Tratte th^oriqae et pr itique de ia Concurrence dMoyale^ Pari« 
1892, Nr. 147, 14S; \ ( v^\. aticH Brandis a. a. O. Selt^ 49 ff. 

D.inacli siii'l z. 1{. ^Cichützt litcl: Les I'rtites Affichi^s 

gegen Les Petites Affiches du commerce, de rindustrie et des 
aru; journat des D^bats g^e^en Le Journal des D^bats in- 
dt)Stri''!s ft litt^'^rairps ; Li» I'it^aio gfofeti T.n nnuVfau Fit^aro ; 
Le Journal de Vienne gegen La Vienne; Le Matin gegen Le 
Matin frao^tis, Le Petit Journal J(e{;ea Le Petit Journal 
Finaiwier. 
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deten charakteristischen ÜnUriiiel geschützt 
werden. Die aufgewotfene Frage ist mit 
Kohler 1) zu bejahen. Köhler führt treffend 

aus, daO derartige Ueberschriften sich oft einer 
großen Popularität erfreuen, als untrennbarer 
Bestandteil der Zritung' angesehen wcrcküi, und 
deshalb <Jem Verleger aus der unbefu^^ten Be- 
nutzung eines solchen Untertitels in einem Kon- 
kurrenzblatte schwere Nachteile erwachsen 
können. Unzulässig wäre demnach beispiels- 
halber die Bezeichnung einer humoristischen 
Zeitungsbeilage mit dem Namen „Ulk", unzu- 
lässig auch die Benutzung bekannter Rubriken- 
Qberschriften des nUlk." wie nNunne", „Frieda 
Klapperschlange**. Unlauterer Wettbewerb wäre 
femer die Entlehnung des Untertitels MStamm- 
tischreden des Rentier Madicke" aus der „Ber- 
liner Morgenpost", oder um Beispiele aus be- 
kannten Zeitschriften zu nehmen, der Rubrik 
«Schultze und MQller" aus dem MKladderadatsch**, 
»Lattenfritze** aus den »Lustigen Blättern"^ 
»Tagebuch des Leutnants von Verse witz" aus 
der „Jugend'*. Selbstverständlich ist, daO farb- 
lose Untertitel keinen Schutz finden. Eine „ju- 
ristische Rundschau**, eine Rubrik „Aus dem 
Berliner Lehen'* kann jede Zeitung einführen. 
Dagegen wären Untertitel wie: „Der Rechts- 
freund", „Berliner Luft", „Welt der Frau**, 
»Der Arzt im Hause** usw. schutzfähig. 

Der Titelschutz beginnt mit der Veröftent- 
lichung des Titels. Als Veröffentlichung ist 
nicht erst die Ausgabe der ersten Nummer an- 
zusehen, sondern schon die an die Oeffentlich- 

1) Das Recht an Titeln und Untertiteln in einer Zeitune in 
Her Zeitschrift .UnlauterMT Wettbewerb", Berlin 1904, S* Jahr;. 

Nr. la Seite 107 ü. 
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keit %<mcSaxeXit Ankündigung (Plakate, Anooncea 
usw.).^) NatQrlich muO der AnkQndigung in 
angemessener Zeit auch die Tat folgen. 

Schwieriger festzustellen ist der Zeitpunkt 

des Erlöschens des Titelschutzes. Er endet 
nicki^ wie der urheberrechtliche Schutz, durch 
Zeitablauf, was auch erklärlich ist, da das Inter- 
esse an der allgemeinen Benutzung eines Zei- 
tungstitels im Laufe der Jahre sich nicht ver- 
mindert, sondern erhöht. Er endet auch nicht un- 
bedingt dadurch, daÜ eine Zeitun^j ihr Erscheinen 
emstrllt, denn hriuficf wird das Kmstellen des 1m- 
schemens nur vorübergehend sein, und es würde 
dem Gefühl der Billigkeit widersprechen, wollte 
man dem Verleger die Fortführnng eines be- 
kannten Blattes unter seinem alten Titel da- 
durch unmöglich machen, daß man die Be- 
nutzung des Titels sofort nach Einstellen des 
Erscheinens frei gäbe. Eine präzise Regel lälJt 
sich nicht aufstellen, jeder konkrete Fall wird 
nach den jeweiligen Uniständen zu beurteilen sein. 

Wird eine Zeitung behördlich unterdruekf^ 
so wird mit Brandis^ unterschieden werden 
müssen, ob die Unterdrückung ohne Bestimmung 
einer Zeitdauer erfolgt ist oder nur filr be- 
stimmte Zeit. Im ersten Fall ist der Titelscbutz 
erloschen, im sweiten nicht Natürlich ist dem 
Verleger der dauernd unterdrückten Zeitung, 
um Verwechslungen auszuschließen, nicht ver- 
wehrt« das lesende Publikum darauf aufmerk- 
sam zu machen, daO die mit dem Titel des 
unterdrückten Blattes erscheinende neue Zeitung 
mit seinem früheren Unternehmen in keinem Zu- 
sammenhange steht« 

1) Vergl. Brandis a. a. (X Sehe 51. 
^ A. a. O. Seite 5a. 
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IIL HauptteU: Die internationalen Rechts- 

bealehxingen. 

1* Die Bemer Konvention. 

§ 10. 

Mit Rücksiebt auf den gänzlich unzureichen- 
den Schutz, welchen das inländische Recht den 
im Auslande begangenen Urheberrechtsverletzun* 
gen gegenüber bietet und bieten kann, regte 
sich in allen Kulturstaaten schon frühzeitig der 
berechtigte Wunsch, auf dem Wege des Staats- 
vertrages durch Verburgung der Gegenseitigkeit 
einen wirksamen internationalen Schutz der 
geistigen Schöpfungen zu ermöglichen. Das 
Ergebnis dieser Bestrebungen ist eine Reihe 
bestimmter Literaiuraökommen^ von denen in 
Anbetracht ihres umfangreichen Geltungsgebietes 
das größte Interesse beansprucht: die Ueberein- 
kunft betreffend die Bildung eines interfiaHo- 
nalen Verba?ides cum Schutze von Werken 
der Literatur u?id Kunst (sog. Berner Kon- 
vention) vom p. September i886^ später ab- 
geändert beziehungsweise erläutert durch die 
Pariser Zusatsakte und die Deklaration vom 
jf, Mai i8p6. 

Der Verband der Berner Konventiun uiTil itk 
augenblicklich folgende Länder: Belgien, seit 
kurzem Dänemark, Deutschland, Frankreich, 
GroiJbritannien^ Haiti, Italien, Japan, Luxem- 
burg, Monako, Norwegen, Schweiz, Spanien, 
Tunis. Von diesen Staaten ist Norwegen nicht 
der Pariser Zusatzakte, Großbritannien nicht der 
Deklaration beigetreten. 

Die Berner Konvention gibt keine das Ur- 
heberrecht in allen Vertragsländern ^.dtMchmäOig 
festlegende Normen, sondern stellt nur den 
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Grundsatz auf, daß „die einem der Verbands- 
länder angehörigen Urheber oder ihre Rechts- 
nachfolger in den übrigen Ländern för ihre 
Werke diejenigen Rechte genießen, welche die 
betreffenden Gesetze den inländischen Urhebern 
gegenwärtig einräumen oder in Zukunft ein- 
räumen werden** (Artikel 2). Gerade das Recht 
an Zeitungsartikeln und den Umfang der Ab- 
drucksfreiheit aber hat die Konvention, in rich- 
tiger Würdigung der großen Wichtigkeit eines 
ausreichenden internationalen Schutzes im Zei- 
tungswesen^ durch bestimmte Vorschriften gc* 
regelt, welche ohne Rücksicht auf die oft mangel- 
hafte Gesetzgebung des Vertragslandes denTages- 
schriftstellera ein Mindestmaß von Schutz ge- 
währleisten. 

Der Zeitungsparagraph der Berner Kon- 
vention in der Fassung der Pariser Zusatzakte 
ist der Artikel 7. Er lautet: 

Feuilletuiiromane, eins( lilmßlich der No- 
vellen, welche in einem Verbaodsland in 
Zeitungen oder periodischen Zeitschriften 
veröffentlicht sind, können in den übrigen 
Ländern ohne Ermächtigung der Urheber 
oder ihrer Rechtsnachfolger weder im 
Original noch in Uebersetzung abgedruckt 
werden. 

Dasselbe gilt für die übrig ea Artikel 
von Zeitungen oder periodischen Zeitschriften^ 
wenn die Urheber oder Herausgeber in der 
Zeitung oder Zeitschrift, worin sie die 
Artikel bringen, ausdrücklich erklären, daß 
sie den Abdruck verbieten. Bei Zeit- 
schriften genügt eS| wenn das Verbot all- 
gemein an der Spitze einer jeden Nummer 
ausgesprochen ist. 
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Fehlt das Verbot, so ist der Abdruck 
unter der Bedingung gestattet, daO die 

Quelle angegeben wird. 

Das Verbot findet jedoch bei Artikeln 
politischen Inhalts, bei Tag^esneuigkeiten 
nnd ,,vermiscbtea Nachrichten*^ keine An- 
wendung. ^) 

Der Artikel 7 unterscheidet bezüglich der 
Grenzen der Abdrucksfreiheit im Zeitungswesen 

ähnlich wie § 18 des deutschen Urheberrechts- 
jj^esetzes, Hrm ja die Bestimmungen der Rrrncr 
Konvention als Vorbild gedient haben, 3 Klassen 
von Ztiitungsbeiträgen. 

l Jnbedi?igt geschiiisi (Absatz i) sind die 
Feuilletonromane und Novellen. Der Begriff der 
„Novellen" ist weiter zu fassen, als es die 
Praxis gegenüber den „novellistischen Erzeug- 
nissen" im Sinne des § 7 lit. b des Gesetzes 
vom i I.Juni 1870 tat. Nach der Denkschrift 
zu der Pariser Zusatzakte ^) sind nämlich „unter 
Novellen, wie in Paris des näheren klargestellt 
worden ist, kleine Romane und Erzählungen, 



') Zor Vci^Ieichungf diene der fi«mO«i«die Text: 

Les romano-feuilletons, y compris les nouvetles, publik 
dans les journaux ou recueils p^riodiques d'un des pays de 
riJnion, ne pourront <"tre repro iuits. en original ou eti tra- 
duction« dans le» autres pays, sans l'auiorisation des auteurs 
on de letira ayants' cause. 

II en se.r,i de tui'me pour les autres articles de journatix 
eil de recueili periodiqaes, lorsque les uuteurs ou i^diteurs 
auront expressdment declara, dans le joumal ou le recueil 
mAme nu ils auront fait paraftre. qti'ih en interdi-;ent la 

reproduction. i'our les rt-.cueils, il suffit que Tuuerdiction soit 
faiie d'une inanicre generale en töte de chaque numero. 

A ddfaut d'interdictton la leproduction aera penaise 4 la 
condition d'indiquer la source. 

En aucun ras, l'intercjiction lu- pourra s'appHquer aux 
articies de discussion politiques, aux nouvelies du jour et aux 
faita divera. 

Aktenatack #40 der ^.Leg.-Per. 1895/1897, & Auatage* 

band. 
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sowie unter Uinstäaden auch Aufsätze zu ver- 
stehen, die nicht bloO Tatsachen entbalteo, 
sondern auch mit Zutaten der Phantasie des 
Autors ausgeschmiu kisind/' Unbedingt geschützt 
sind also z. B. auch die Feuilletonplaudereien 
und feuilletonistischen Korrespondentenbriefe. 

Unbedingt freigegeben (Absatz 4) sind 
Artikel politischen Inhalts, Tagesneuigkeiten und 
vermischte Nachrichten. Als Artikel politischen 
Inhalts Igelten aur solche, welche die Tages» 
Politik betreffeo, nicht aber Essays oder Studien 
fiber politische oder sozialpolitische Fragen, 
d. h. um In der Sprache des deutschen Gesetzes 
zu reden, nur ,,einzelne Artikel'^ nicht ,,Au8- 
arbeitungen^S Was die Tagesneuigkeiten und 
die vermischten Nachrichten betrifft, so können 
wir auf unsere obigen Untersuchungen ver- 
weisen. Hervorzuheben ist nur, daß die unbe^ 
dingte Abdrucksfreiheit sich nach der Berner 
Konvention nicht nur auf vermischte Nachrichten 
tatsächlichen Inhalts, sondern auf vermischte 
Narliriehten schlechthin erstreckt. Doch ist aus 
der Erklärung der Denkschrift bezüglich der 
Novellen (Aufsätze, die nicht bloß Tatsachen 
enthalten) zu entnehmen, daß der Begriff der 
vermischten Nachrichten sich in nicht eben 
anderen Grenzen bewegt, als wir sie für die 
vermischten Nachrichten tatsächlichen Inhalts 
im Sinne des deutschen Urheberrechtsgesetzes 
festgelegt haben. 

Bedingt geschüiBi (Absatz 2) sind die fibrigen 
Zeitungsartikel. Es gehören hierzu insbesondere 
auch die Ausarbeitungen wissenschaftlicben und 
technischen Inhalts, die nach § t8 Absatz 2 des 

^ — _ . . 

1) Denkschrift zur Berner Ueberelnkunft : Drucksachen des 
Heieliatas«, 7. Le2.>Per. i Se$s. 1887, Nr. 100 Seite 18. 
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deutsdien Urheberrechtsgesetzes unbedingt ge- 
schützt sind. Diese Ausarbeitungen sind ebenso 
wie die übrigen einzelnen Artikel — sofern es 
sich nicht um unbedingt freigegebene Artikel 
politischen Inhalts handelt — nur dann ge- 
schützt, wenn sie mit der ausdrücklichen Er- 
klärung des Abdrucksverbots versehen sind. 

Di« bei Fehlen eines Abdrucksverbots ge- 
währte Abdrucksfreiheit entfällt, wenn die 
Quelle nicht angegeben wird, d. h, der Abdruck 
ist nur unter der Bedingung der Quellenangabe 
gestattet. Unterläüt also die wiederabdruckende 
Zeitung die Angabe der Quelle» so He^t Nach- 
druck vor, nicht eine bloOe Uebertrctung, wie 
das deutsche Urheberrechtsgesetz in § 44 be- 
stimmt. Bezüglich des Umfangs der Quellen- 
angabe gilt in gleicher Weise das bei Erläute- 
rung des deutschen Rechts Gesagte. 

Wie bereits erwähnt, ist Norwtjgen der 
Pariser Zusatzakte nicht beigetreten. Deutsche 
Zeitungsbeiträge werden demnach in Norwegen 
nur nach Ma^abe des Artikels 7 der Bemer 
Konvention vom 9. September 1886 geschützt, 
der bestimmt: 

Artikel, welche in einem Verbandslandc 
in Zeitungen oder {periodischen Zeitschriften 
veröffentlicht sind, können im Original oder 
in Uebersetzung in den übrigen Verbands- 
ländern abg;» dnirkt werden, falls nicht die 
IMieber oder iit^rniisgeber den Abdruck 
ausdrücklich untersagt haben. Bei Zeit- 
schriften genügt es, wenn das Verbot all- 
gemein an der Spitze einer jeden Nummer 
der Zeitschrift ausgesprochen ist. 

Dies Verbot soll jedoch bei Artikeln 
politischen Inhalts oder bei dem Abdruck 
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vüQ Tagesneuigkeiten und „vensischcen 
Nachrichten** keine Anwendung finden. 

Der Haujitunterschied zwischen dem Artikel 7 
der Berner Konveation und der Pariser Zusatz- 
akte liegt darin, daß nach der Bcrncr Kon- 
vention auch der Schutz der FeuUletonromane 
und -Novellen von dem Vorhandensein eines 
Abdnicksverbots abhängig ist, und daß ferner 
die Abdracksfretheit nicht die Angabe der Quelle 
zur Voraussetzung hat. 

2. Die Sonderabkommen. 

a) Du Uebereinkünßt mit Frankreick^ 
Btigun und Italien^ 
% XL 

Nach dem Zusatzartikel der Bemer Kon- 
vention kamen die vertragscblieOenden Länder 
dahin Qberefn, daO die Uebereinkunft in keiner 
Weise die weitere Geltung der zwischen den 
vertragschließenden Ländern gegenwärtig be- 
stehenden Abkommen berührt, Insoweit als diese 
Abkommen den Urhebern oder ihren Rechts- 
nachfolgern weitergehende Rechte, als ihnen 
solche durch den Verband gewährt werden, ein- 
räumen, oder sonst Beslirnnujngea enthalten, 
welche dieser Ueberemkuntt nicht zuwider 
laufen. 

Als solche den Urhebern in gewisser Hin- 
sicht weiterg"ehende Rechte einräumende Spezial- 
konventioncn kommen in Betracht: Die IJeher- 
einkünße beireffend den Schutg an Werken 
der Literatur und Kunst: 

I. Zwischen Deutschland und Frankreich 
vom 19. April 1883, i 

6 



üiyuizeü by Google 



— 82 — 



20 zwischen Deuisckiand und B^fiin vom 

|3. Dezember 1883, 
3. zwischen DetUschland und UtUien vom 

20. Juni 1884, 

die in dem Artikel 5^) übereinstimmend fest^ 
setzen: 

^Artikel« welche aus den in einem der 

beiden Länder erschienenen Zejtungen oder 
periodischen Zeitschriften entnommen sind, 
dürfen in dem anderen I anle im Onginal 
oder in Uebersetzung gedruclu werden« 

Jedoch soll diese Befugnis sich nicht auf 
den Abdruck im Original oder in lieber- 
^ setzun^; \nn Feuilleton-Rnmanen oder von 
Artikeln .über Wissenschaft oder Kunst 
beziehen. 

Das Gleiche ^^ilt von anderen, aus Zei- 
tungen oder periodischen Zeitschriften ent- 
nommenen g-rößeren Artikeln, wenn die 
Urheber uder Herausgeber in der Zeitung 
oder in der Zeitschrift selbst, worin die- 
selben erschienen sind, ausdrücklich erklärt 
haben, daf) sie den Nachdruck untersagen. 

In keinem Falle soll die im vorstehen* 
den Absatz gestattete Untersag ung bei Ar- 
tikeln politischen Inhalts Anwendung finden.** 

Weitergehende Rechte gewährt der Artikel 5 
im Verhältnis zu der Berner Konvention ins- 
besondere insofern, als unbedingt geschütst 
sind nicht nur die Feuilletonrbmane, sondern 
aach Artikel öber Wissenschaft und KunsL 
Unter diesen sind unseres Erachtens Aus- 
arbeitungen wissenschaftlichen Inhalts im Sinne 

1) VcrgL Damrach, Der deutsclbfranzSsiscbe Litetar-V«r- 
trag, Berlin Seite x6& . ' 
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des § 1% Absatz 2 zu verstehen. Es muO sich 
aber um individuell geistig^e Schöpfungen ban- 
deln, die einen wissenschaftlichen bzw. künst- 
lerischen Stoff zum Gegenstande haben und 
ihrem ganzen Wesen nach bezwecken, den 
Leser über bestimmte wissenschaftliche bzw. 
^thetische Fragen zu belehren. 

Sodann enthält der Artikel 5 keine Bestim- 
mung, welche die Tagesneuigkeiten und ver- 
mischten Nachrichten unbedingt dem Abdruck 
freigibt. Im Verkehre Deutschlands mit Krank- 
reich, Belgien und Italien ist es also auch zu- 
lässig, derartige Zeitungsbeiträge, wenn sie sich 
als ),größere Artikel** darstellen, durch den 
Vorbehalt der Rechte zu scbdtzea. Zu be- 
achten ist aber, daß gröOere Tagesneutgrkeiten 
.und vermischte Nachrichten auf bedingten 
Schutz nur dann Anspruch erheben können, 
wenn sie — was meist nicht der Fall sein wird 
— als nach allgemeinen urheberrechtlichen 
.Orundsätzen schutzfähige Schriftwerke anzu* 
sehen sind. Die übrigen Bestimmungen des 
Artikels 5 sind, als der Bemer Konvention zu- 
widerlaufend, außer Kraft gesetzt. An ihre 
Stelle tritt der Artikel 7 in der Fassung der 
Pariser Zusatzakte. 

Die Uebereinku7ift mit Oesterreich- Ungarn* 

§ 12. 

Oesterreich-Ungarn gehört nicht dem Ver- 
bände der Herner Konvention an. Die inter- 
nationalen Rechtsbeziehungen zwischen dem 
Deutschen Reiche und Oesterreich-Ungarn sind 
geregelt durch das Uebereifikommen^ beireffend 
äin SckutM der Urheberrechte an Werken der 
lAterahir^ Kunst und Photographie- wmisekm 

6* 
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dim Dtutschen Rsicke und Oesiirrnck*Ungam 
mm 30. DßMemb^r 

.Im Gegensau so den bisher erwähnten 
Literar-Konventioaen enthält diese Ueberetnkunit 
keine Besttmmungen Aber die Grenzen der Ab- 
drucksiretheit im Zeitnngswcsen. Es sind daher 
aus den allgemeinen Gnindsätsen die fär den 
Gegrenstand unserer Abhandlung erforderlichen 
Konsequenzen zu ziehen. Das Uebereinkommeo 
mit Oesterreich-Ungarn beruht auf dem Prinxip 
der formellen Restprositäi. Das einheimische 
Werk genit'lJt in dem Vprtragslande den dort 
für Werke gleicher Art durch die inländische 
Gesetzgebung jeweils gewährten Schutz; der 
vertragsmäßige Schutz wird jedoch nicht ge- 
währt, wenn das Werk dort, wo es einheimisch 
ist, überhaupt keinen i^esetzhchen Schutz ge- 
nießt. (Artikel I.)*) Der Umfang des Schutzes 
der in Deutschland erscheinenden Zeitungs- 
beiträge in Oesterreich-Ungarn richtet sich also 
nach den in diesen Ländern geltenden gesetz- 
Itehen Besttmmungen. 

Für Oesterreich^ d. h. für die im öster- 
reichischen Reichsrate vertretenen Königreiche 
und Länder, kommt in Betracht der § 26 des 
Gissistes vom J}£g0mögr t8p^ betreffend das 
U^hebirrechi an Werken der lAieraiur^ Kunst 
und Photographie, Es heißt dort: 

Durch den Abdruck einzelner Artikel, 
Telegramme und Tagesneuigkeiten aua 
öffentlichen Blättern wird ein Eingriff nicht 

begangen. 



>) Ver^l. PoLi^ Der Schutt OAterrelcliIsctier Zritungm in 
Deutschland in der Zeitschrift .GeriehttMal* Band tia. 8tutt> 
gart 1903, Seite 453 ff. 
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An belletristtscbefi, wisseoschaftlicben 
und fiu:hlichen Aftiketn jedodi besteht auch 
nach ihrem Erscheinen in einem dfaitlichen 
Blatte das Urheberrecht, wenn an ihrer 
Spitze die Untersagun|r des Nachdruckes 
ausgesprochen Ist. 

Auf wisi^nschaftliche und Fachzeit- 
schriften finden die vorstehenden Be^ 
I Stimmungen keine Anwendung. 

Das österreichische Gesetz kennt hiernach 
den unbedingten Schutz von Zeitungsbeiträgen 
Oberhaupt nicht. Bedingt geschüist sind belle- 
tristische, wissenschaftliche und fachliche Artikel, 

begrifflich vollkommen übereinstimmend mit den 
nach deutschem Recht unbedingt geschützten 
Ausarbeit ung-en wissenschaftlichen, technischen 
oder untt rhaltcnden Inhalts. Alle übrigen 
Zeitung^s!)t iträge, insbesondere auch die nach 
deutschem Recht bedin^rt geschützten „einzelnen 
Artikel", sind unhedingt dem Abdruck frei- 
gegeben. In Oesterreich können also ans 
deutschen Zeitungen nicht nur vermischte Nach- 
richten tatsächlichen Inhalts und Tagesneuig- 
keiteo, sondern auch einzelne Artikel ohne 
Quellenangabe abgedruckt werden, selbst wenn 
sie mit einem Vorbehalt der Rechte versehen 
sind.^) 

Als fraglich kann es erscheinen, ob Aus« 
arbeitnngen wissenschaftlichen^ technischen oder 
unterhaltenden Inhalts, die: m deutschen Zei* 
tungen ohne den für das deutsche Rechtsgebiet 
Oberflüssigen Vorbehalt erscheinen« in Oester- 

*) Ebento können innerhalb des deutschen Recht s^rbiets 
'einzeln»' Artikel ans «isrerreichischen Z^itunjfpn trotz eines et- 
waigen Vorbehaltes <icr Rechte abgedruckt werden. Denn 
«inseifte Artikel ^niefien in Oesterrnch überhaupt keinen ge- 
•eulichen Schult. 
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reich nb^edruckt werden dürfen, weil das 
österreichische Gesetz derartige Artikel nur 
dann schützt, wenn an ihrer Spitze die Unter- 
sagung des Abdruckes ausgesj)rüchen ist. Diese 
Fragte ist zu verneinen^i) weil nach Artikel III 
des Uebereinkommens im Verhältnisse zwisciien 
dem Deutschen Reiche und den im öster- 
reichischen Reiclisr.itc vertretenen König^reichen 
und Ländern der vertragsmäßige Schutz von 
der Erfüllung nur der Bedingungen und Förm- 
lichkeiten abhängig ist, welche durch die Ge- 
setzgebung^ des Teiles vorgeschrieben sind, in 
dessen Gebiete das betreffende Werk ein- 
heimisch ist 

Im VerhAltnisse zwischen den Ländern der 
ungarischen Krone und dem Deutschen Reiche 
dagegen ist der vertragsmäßige Schutz davon 
abbänglgf daß hinsichtlich der Bedingungen und 
Förmlichkeiten nichi nur den Gesetzen und 
Vorschriften des vertragschließenden Teiles, in 
dessen Gebiete das Werk einheimisch ist^ son- 
dern auch den Gesetzen und Vorschriften 
des anderen Teiles, in dessen Gebiete der ver- 
tragsmäßige Schutz gewährt werden soll, ent- 
sprochen worden ist. (Artikel III Absatz 2.) 

Nach % p Ziffer 2 des ungarischen Gesetzes 
über das Urheberrecht vom April 1884 
wird 

„als unbehiL^te Aneignung des Autorrechts 

nicht betrachtet: 

die Uebernahme einzelner Mitteilungen aus 
Zeitungen oder Zeitschriften, mit Ausnahme 



>) Vergl. VON OtAVSKV, Der internationale Urheberrecbts- 

schutz zwischen Oesterreich und dem Deutschen Reiche nach 

dem StaaUvertr^e vom 310. Descmber 1899, Berlin 1903» 
Seite fi. 
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der belletristischen und der wissenschaft- 
lichen Autsätze, ferner aller größeren 
Mitteilungen, an deren Spitze nicht das 
Verbot des Nachdruckes ausgedrückt er- 
scheint." 

Ausarbeitungen wissenschaftlichen, tech- 
nischen oder unterhaltenden Inhalts (belletristische 
und wissenschaftliche Aufsätze) können also in 
Ungarn, wenn sie in Deutschland rihne Nach- 
drucksverbot erscheinen, abgedruckt werden, 
weil den nach ungarischem Rechte erforder- 
lichen Förmlichkeiten nicht genügt ist. Einzelne 
Artikel sind dagegen, wenn sie mit einem Vor* 
behalte der Rechte versehen sind, als größere 
Mitteilungen auch in Ungarn geschützt, jedoch 
nur gegen Nachdruck, nicht ohne weiteres auch 
g^en Uebersetzung. Das Uebersetzungsrecht 
muO in allen Fällen besonders vorbehalten 
werden, weil § 7 des ungarischen Gesetzes 
einen besonderen Vorbehalt des üebersetzungs- 
rechts erfordert, und dieser nach Artikel IH 
Absatz 3 des Uebereinkommens als Bedingung 
und Förmlichkeit im Sinne des Artikels lü an- 
zusehen ist. 

c) DU iMtreiffktmft mii dm Vereinigien 
Staaten von Amerika, 
9 Id. 

Ebenso wie Oesterrei(:h-Ungam sind auch 
die ViirHnigien Staaten van Amerika nicht 
Mi^rlted des Verbandes der Bemer Konvention. 
Zwischen dem Deutschen Reiche und den Ver- 
einigten Staaten besteht eine Uekerginkunft 
über den gegenseitigen Sekuta der Urkebir» 
reckU vom iiS* Januar iBpa^ nach der zwar 
den Borgern der Vereini^rten Staaten von 
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Amerika im Deutschen Reiche der den Reichs- 
(angehörigen zustehende urheberrechtliche Schutz 
4m vollen Umfiuige gewährt wird, der 'Schatz 
der deutschen WetiLe dagegen in Amerika von 
einer Fülle von Pörmlicbkeiten abhängig ge- 
flacht wird^ die einen wirksamen Schutz, beson- 
ders auf dem Gebiete des Zeitungswesens« illu- 
sorisch machen. Maßgebend ist die Copyright" 
Akt vom j. Mära tfyu Diese erfordert insbeson- 
dere als Voraussetzung 1) des Schutzes deutscher 
Geisteserzeugnisse in Amerika die Hinterlegung 
zweier innerhalb der Grenzen der Vereinigten 
Staaten gesetzter und gedruckter Exemplare, ein 
Erfordernis, das für den deutschen Zeitungsschrift- 
steller nus erklärlichen Gründen unerfüllbar ist. 

Die Copyright Akt hat jt^tzt mit Gesetzes- 
kraft vom März igo^ eine den deutschen Ur- 
hebern günstigere Fassung erhalten. Es wird 
nämlich bei Erfüllunjj- gewisser Förmlichkeiten 
den deutschen Geistesschöpfuni^en, ohne daü die 
Hinterlegung zweier in Amerika hergestellter 
Exemplare erforderlich ist, ein vorläufiger 
Schutz auf die Dauer von i2 Monaten gewährt. 
Ein endgültiger Schutz ist aber noch immer 
von der Hinterlegung zweier Kopien abhängig, 
die in Amerika gesetzt und gedruckt sind.^ 

s) Vergl. die aiuführlichen Angaben bei Kuülbmbbck o. a. 

O. Seite 319 AT. 

•) Wir entnehmen der Zeitsclirift filr jrew!-; l lii hen Recht«- 
scbuU und Urbeberrecht 10. Jahrg. Nr. 3 Seite 90 folgende 
U*fa«rt«tun|f der In Betracht kommenden Bestimnraniri 

«Sofern ilcr Urheber oder Eij^entnmnr eines in einer fremden 
Sprache abgefaßten Baches, das im Ausland vor dem Tage der 
Veröffentlichung in dlcaem Lande erscheint — als Buch im 
Sinne dieser Bestimmung- mal) auch ein Zeitungsbeitrag gelten 
— , oder seine Tcstanu ntsvollstrecker, Vertreter und Redit«* 
nachfol^er ein vollständiges Exemplar dieses Werks mit In- 
beniff aller Karten oder anderen Ula«trationen tonerhalb 
drdflig Tagen nach der eraten VaröffenCUchnnff dei Buches im 
Ausland« auf der KoAgreObibliothek von 'WaMdngton, Diatrikt 
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Sett>st wenn ein 2^ituDgs8chriftsteUer es sieb 
nicht verdrieOen lassen sollte, durch Erfüllun^g^ 
der erforderlichen Förmlichkeiten seinen Artikeln 
einen vorläufigen Schutz zu sichern, so bleibt 
doch noch immer die bedauerliche Tatsache 
bestehen, daß deutsche Artikel, besonders 
Zeitungs-Romane und Novellen, nach Ablauf 
des Schutzjahres der rücksichtslosesten Aus- 
plünderung^ in den Vereinigten Staaten preis- 
gegeben sind; denn die Kosten eines Druckes, 
um den für die Erlangung des endgültigen 
Schutzes vorgeschriebenen Voraussetzungen zu 
genügen, wird kein deutscher SchrifisteUer fiber- 
nehmen wollen. In Anbetracht der weitgehen- 
den den amerikamscben Bfirgem in Deutsch* 
land gewährten Urheberrechte erscheint es als 



Colvmbia, hfaiterteg^en, und auf prenanntem Exemplar aowie anf 

allen von einem solchen Bach in den Vereinigten Staaten ver- 
kauften oder vertrichenr^tn Exemplar, sei es auf dem Titelblatt, 
•ei e« auf der unmittelhiir darauf folgenden Seite einen Ver» 
merk betreffend den Vorbehalt des Urheberrechts im Namen 
des Eigentümers sowie das genaue Datum der ersten Ver- 
öffentlichung dieses Buches in folgender Fassung anbringen: 
«Published . . . 190. Privilege of Copyright in the United 
Statei reserred mider the Act approved March 3, 1905 
!)>' . und sofern er i:iru-[!i ilb zwölf Monaten nach der 

ersten Verötfentlichung eines soichen Buches im Auslände den 
Titel diesem Buches einreicht und «wrf Exemplare in der Ur- 
sprache oder, nach seinem Belieben, swei Exemplare in der 
Ueburi»etzung desselben ins Englische, die von einem auf dem 
Gebiete der Vereinigten Staaten hergestellten Sats oder dftvon 
abgtto^enen Platten gedruckt sein und den von der gegen* 
wtrti|;en Urheberrechtsgesetzgebungf geforderten Urheberrecnts- 
venri'-ik enfh;tltcn müssen, so sollen er und sie während einer 
Frist von 36 Jahrent vom Tage der Eintragung des Bachtitel« 
oder der eogiiechen Ueberaetsnnr des Baches, wie oben tot* 
gesehen, nn ;:^rrrrhnnr, das ausscnlieOliche Recht i3i'ni--r!-Ti, rl.iq 
genannte buch zu druclten, zu veröffentlichen, zu verkaulen, zu 
übersetzen oder su dramatisieren. Jedoch eoll dieees Gesetx 
einzig und allein auf die BQrger oder Untertanen eines fremden 
Staats oder Landes Anwendung fmden, welche den Bürgern 
der Vereinigten Staaten Am rikas den Geoufl des UrhAner» 
rechts auf wesentlich deraeiben Grundlage wie dea eigenen 
Borgern tmkliem." 
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einie dringende Aufgrabe äer Vereinigten Staaten, 
den Interessen der deutschen Urbeber, insb'e- 
sondere der Zeitungsschriftsteller, durch eine 
angemessenere Gestaltung der intematioaalea 
Rechtsbesiebungon entgegenzukommen. ' * 
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